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Bedauern und Freude zur Einleitung 
 
Liebe Leserinnen und Leser 
Kaum war das neue Vereinsjahr in Fahrt gekommen, als Anton Christen aus 
dem Vorstand und aus der Redaktion des Mitteilungsblattes zurücktrat. Er hat 
uns damit etwas aufgebürdet, aber uns doch auch Zeit gelassen, die Lücke zu 
füllen. Für die Texte müssen Sie in dieser Ausgabe mit mir Vorlieb nehmen. Die 
Zukunft ist aber eingeleitet. Werner Wandeler hat sich bereit erklärt, die Redak-
tion auf das kommende Jahr hin zu übernehmen, und er hat bereits diese Aus-
gabe betreut. Ich bin ihm ausserordentlich dankbar dafür. Anlass zur Freude 
war auch, dass mir Überbrückungshilfe angeboten wurde, und zwar von Hans 
Kurmann. Herzlich danken möchte ich Anton Christen, der unserem Mittei-
lungsblatt in den letzten Jahren ein neues Gesicht gegeben hat.  
 

Friedrich Schmid 
 
 

         
Zum Titelblatt 

Nur ein Tintenfass? Eines der vielen Prunkstücke aus dem Tintenfassmuseum Adli-
genswil.                                                                                           Bild Rita Naef-Hofer 
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Erhard Durrer, Sammler und Museumsgründer, gibt Einblick in die Details seiner Ex-

ponate.                                                                                               Bild Rita Naef-Hofer 
 

Ein einmaliges Museum  
 

Jahresausflug nach Adligenswil 

Sieh, das Gute liegt so nah! Diese sprichwörtliche Weisheit bestätigte sich 

am 17. Mai 2017 in Adligenswil.  

Tintenfassmuseum: www.tintenfassmuseum.ch 
 

Um halb zehn traf man sich beim Tintenfassmuseum im Winkelbühl. Erhard 

Durrer persönlich zeigte während ganzen zwei Stunden seine Kostbarkeiten, 

neben einigen Schreiberzeugnissen vor allem Tintenfässer, Kunstwerke von 

Schreibgerätschaften. Es ist unglaublich, welche Schätze er in den vergangenen 

Jahrzehnten zusammengetragen hat, Meisterwerke des Kunsthandwerks. Wir 

als Betrachter und Zuhörer wurden en passant durch 4000 Jahre Schreibkultur 

geleitet. Etwas Gleichartiges wie dieses Museum gibt es nicht. Das anschlies-

sende Mittagessen mundete durchaus. Es wurde uns im Gartenrestaurant des 

weitherum bekannten Adligenswiler Rössli serviert. Hier war die Informati-

onsperson des Nachmittags bereits anwesend, Hans Meier, ein vollständig ver-

wurzelter Ur-Adligenswiler. Er machte uns mit der reichen Geschichte und den 

http://www.tintenfassmuseum.ch/
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Geschichten des Gasthauses so intensiv bekannt, dass wir den Dorfpuls von 

damals förmlich spürten, eine Ermunterung für manchen von uns, der Ge-

schichte des eigenen Dorfes mit ähnlicher Tiefe nachzugehen.  

 
 

Hans Meier erklärt die Geschichte der Kapelle St. Jost.                 Bild Rita Naef-Hofer 

 

Dottenberg mit Kapelle St. Jost 
 

Nachdem uns Petrus letztes Jahr so richtig abgestraft und abgeduscht hatte, 

meinte er es diesmal übermässig gut, so sehr, dass vor lauter Wärme viele sich 

nicht wie vorgesehen zu Fuss von Ort zu Ort bewegten, sondern den privaten 

Shuttle-Dienst in Anspruch nahmen. Der Dottenberg ist das Arrangement einer 

Reihe meist alter Gebäude: Häuser, Scheunen, Speicher und Kapelle. St. Jost ist 

ein neugotisches Bijou von grosser Strahlkraft. Die private Kapelle wurde 1696 

von der Familie Fluder gestiftet und 1705 eingeweiht. 1863 hat sie Barbara 

Meyer-Fluder abbrechen und von Baumeister Wilhelm Keller neu errichten las-

sen. 1986 wurde eine Stiftung gegründet und die Kapelle für 1,2 Millionen res-

tauriert. Herzblut war auch hier am Werk, beim Bau, bei der Geldbeschaffung 

für die Renovation, bei der Information darüber und – hoffentlich – bei der 

Hochzeit, die am selben Nachmittag gefeiert wurde.                   Friedrich Schmid 
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Gemeindebürgerrecht 

Versuch eines Überblicks für die Zentralschweiz 

Von Friedrich Schmid 

Beim Durchgehen von Familienregistern, das war schon vor einigen Jahren, be-

gegnete mir immer wieder der Eintrag „seit 1924 Bürger von …“ oder „seit 1924 

auch Bürger von …“ Was war 1924 los? Der Kanton Luzern, in dem ich zur 

Hauptsache forsche, hatte ein neues Bürgerrechtsgesetz geschaffen. Die ge-

schilderte Beobachtung war Ausgangspunkt für den vorliegenden Aufsatz. Als 

Obmann der ZGF habe ich lange einen Referenten zu diesem Thema gesucht, 

fand aber niemanden, der bereit war, das Thema in meinem Sinne zu behan-

deln. Das liegt, wie ich heute weiss, daran, dass die entsprechende Gesetzge-

bung weitgehend kantonal ist. Darum habe ich das Thema selbst an die Hand 

genommen, nicht weil ich bereits ein Kenner wäre, nein, ich versuche erst einen 

gewissen Einblick zu bekommen und dann einen Überblick zu vermitteln. Mir 

geht es nicht um die heute allgegenwärtige Frage der Einbürgerung von Aus-

ländern. Schon etwas näher bei meiner Kernfrage läge der Versuch, die aktuel-

len Bürgerorte meiner Geschwister oder die meiner Nichten und Neffen zu eru-

ieren und den Befund nach Gesetzmässigkeiten abzusuchen. Bereits da käme 

ich heftig ins Schwitzen. Der Focus dieser Arbeit liegt auf den Bürgerrechtsver-

änderung innerhalb der Kantone der Innerschweiz, natürlich auf dem eidge-

nössischen Hintergrund. Weil man sagen muss, dass es bis 1798 ein Schweizer-

bürgerrecht gar nicht gab und dass sich danach das Gemeindebürgerrecht im 

heutigen Sinne erst allmählich entwickelt hat, werde ich auch auf die Zeit vor 

1800 eingehen. Das folgende Zitat stammt aus dem Jahr 1862: „Den Kern des 

modernen Gemeindebürgerrechts bildet ein von Wohnsitz und Grundbesitz 

unabhängiges Heimatrecht, das zur Tragung der Armnlasten verpflichtet und 

einen Anspruch auf Armenunterstützung begründet.“1 Dieser Satz hatte über 

vier, fünf Generationen seine Richtigkeit, galt also für viele Menschen auf den 

Personenlisten unserer Forschung. Für meinen Aufsatz ist das Zitat wichtig, 

weil es den Umgang mit der Armut ins Zentrum rückt. Heute aber ist der Satz 

nicht mehr richtig. Ich versuche die Entwicklung in Zweihundertjahrschritten 

                                            
1 Rüttimann, Johann Jakob: Über die Geschichte des Schweizerischen Gemeindebürger-
rechts. Zürich 1862, S. 6.  
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darzustellen: 1400, 1600, 1800. Die Situation bis 1800 stelle ich anhand der Situ-

ation im Entlebuch dar. 

Bis 1400:  Entstehung des Bürgerbegriffs, Entwicklung vom Per-

sonenverband zum Territorialstaat  

Der Begriff Bürger hat mit der Burg zu tun. Burger oder Bürger waren zunächst 

Leute mit bestimmten Rechten und Pflichten im Herrschaftsbereich einer Burg. 

Als Stadtherrschaft immer häufiger die Burgherrschaft ersetzte, waren Bürger 

die entsprechenden Leute dieser Stadt. Eine weitere Vorstellung, die mit Herr-

schaft, mit dem Staat und seinen Bürgern zusammenhängt, musste sich in der 

legendenumrankten Frühzeit der Eidgenossenschaft zuerst bilden, die Vorstel-

lung vom Territorium: Anne-Marie Dubler beschreibt die langwierigen Ausei-

nandersetzungen, die eine definitive Grenzziehung zwischen Bern und Luzern 

erst 1470 möglich machten: „Zwischen Hohgant, Schrattenfluh und Napf ver-

lief […] eine alte Kultur- und Rechtsgrenze. Ihr Verlauf orientierte sich aber 

nicht an Bergkämmen und Bächen, sondern an Personenverbänden – an Kirch-

spielen und ihren Siedlungen und an Gerichtskreisen mit bestimmten Perso-

nengruppen. [Obschon die Stadtstaaten Bern und Luzern die Vorteile des alten 

Personenverbandes, Steuern und Kriegsfolge, nutzten], bekannten sie sich seit 

Ende des 14. Jahrhunderts doch immer stärker zum Territorium mit umschrie-

benen Grenzen – zum Flächenstaat. Ganze Rechtskreise erhielten umschriebene 

Grenzen. Diese folgten in der Regel einfach zu merkenden und beschreibenden 

Punkten; […] Man stand also damals an einer für das Verfassungsrecht höchst 

bedeutsamen Wende, nämlich am Übergang vom alten Personenverband auf 

den mit festen Grenzen versehenen Territorialstaat.“2 Dass es da noch keine 

Gemeindebürger im späteren Sinne gab, versteht sich von selbst.  

1400-1600: Einkauf ins Bürgerrecht erwünscht 

Bis zur Helvetik 1798 gab es auch in der Zentralschweiz Untertanen: von Städ-

ten, Ländern und Klöstern. Viele dieser Gebiete hatten dennoch eine gewisse 

                                            
2 Dubler, Anne-Marie: Adels- und Stadtherrschaft im Emmental des Spätmittelalters. In: 
Archiv des Historischen Vereins des Kantons Bern, Bd. 75, Bern 1992. S. 43f. Entwick-
lung vom Personenverband zum Territorialstaat: Interessanterweise wiederholte sich 
die Entwicklung auf ganz anderer Ebene, beim Wechsel von der Ortsbürgergemeinde 
zur Einwohnergemeinde.  
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Selbstbestimmung, vor 1600 mehr als danach. Das Entlebuch konnte im Rah-

men der Herrschaft von Luzern und seinen Vögten relativ grosse Eigenständig-

keit entwickeln.3 Die im Folgenden dargestellten Strukturen sind darum in Be-

zug auf das Bürgerrecht vergleichbar mit denen der Stadt- und Landorte der 

ältesten Eidgenossenschaft. 

 

Entlebuch 1385-1596                                (Entlebucher Landrecht von 1491) 
 

Landleute  
des Landes Entlebuch 
(der ganzen Talschaft) 
 

Gäste 
des Landes Entlebuch 
(der ganzen Talschaft) 

alt Eingesessene und Eingekaufte 
Einkauf ins Landrecht ist erwünscht 
 

Niedergelassene, Einwanderer, Auf-
enthalter 
 

vollständige Rechte 
volles Nutzungsrecht des Allge-
meingutes im ganzen Entlebuch 

mindere Rechte 
kein oder vermindertes Nutzungs-
recht desAllgemeingutes im ganzen 
Entlebuch 

 

Damals gab es im Entlebuch wohl Kilchhören (Kirchgemeinden), denen die ent-

sprechende Bevölkerung in allen kirchlichen Belangen zugehörig war. Auch 

der Alltag spielte sich im Rahmen der Kilchhören und der dazugehörigen Dör-

                                            
3 Das Entlebuch ging aus der Herrschaft der inneren und äusseren Burg Wolhusen her-
vor. 1370 waren die beiden Teile in der Hand von Österreich vereint. Im Winter 1385/86 
ging dass Entlebuch mit der Stadt Luzern ein Burgrecht ein. Die Entlebucher Landleute 
waren damit Burger oder Ausburger der Stadt. Der Vertrag ist nicht erhalten. Die Sem-
pacher Zeit verzögerte die rechtliche Regelung mit Luzern, die danach in drei Verträgen 
erfolgte: 1395 wurde die Integration des Entlebuchs in die städtische Herrschaft geregelt. 
1405 ging die Pfandherrschaft von Habsburg an die Stadt Luzern. Dieser Pfandbrief bil-
dete die rechtliche Herrschaftsgrundlage Luzerns bis 1798. Der Vertrag von 1514 er-
gänzte den Pfandbrief von 1405. Darin wurden die Entlebucher Landleute zwar noch als 
„unsere Burger angesprochen, obwohl das Burgrechts- und Ausburgerwesen in Luzern 
längst aufgegeben worden waren.“ Aber die Entwicklung vom Bürger zum Untertan 
war 1514 bereits angedeutet. Ineichen, Andreas: Das Land Entlebuch I: 1358-1600. In: 
Die Rechtsquellen des Kantons Luzern. Zweiter Teil: Rechte der Landschaft. Dritter 
Band. Basel 2016. S. XXXI-XXXVIII.  
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fer ab. Politisch aber hatte die Zugehörigkeit zu einer Kilchhöre kaum Bedeu-

tung. Es gab also noch keine politischen Gemeinden. Bürger oder, wie man da-

mals sagte, Landleute hatten ihre Rechte und Pflichten – aus der Tabelle ersicht-

lich – im ganzen Tal. In dieser Phase der Geschichte war der Einkauf ins Land-

recht durchaus erwünscht. Zum einen war die Besiedlung grundsätzlich noch 

nicht dicht, zum andern hat die Pest seit 1348 die Bevölkerung immer wieder 

dezimiert. Landleute waren darum froh, wenn Gäste durch Einkauf dazu bei-

trugen, ihre Lasten zu tragen. In der Stadt Luzern wurde gegen 1500 allmählich 

der Begriff Hintersässe verwendet. Im Entlebucher Landrecht von 1491 hat man 

auf diesen Begriff verzichtet. Offensichtlich gab es hier noch keinen Bedarf, wei-

tere Landleute als Konkurrenten zu sehen. 1588 hat sich mit Niklaus Schöpfer 

allerdings auch im Entlebuch der 

letzte Gast ins Landrecht einkau-

fen können. Er war reich und 

zahlte 40 Gulden.4 Danach wollte 

man das Gemeingut nicht mehr 

mit weiteren Leuten teilen. Es 

war enger geworden – wie über-

all um diese Zeit. Diese Enge 

zeigte sich auch im „Bettler- und 

Vagantenwesen“, das auf dem 

Gebiet der damaligen Eidgenos-

senschaft dermassen zugenom-

men hatte, dass die Tagsatzung 

für nötig befand, Massnahmen 

dagegen zu treffen. 1551 verord-

nete sie im Badenerbeschluss, 

auch Bettelordnung genannt, „je-

der Ort, Kirchhöre, Flecken“ 

habe für die Armen zu sorgen. 

Dieser Tagsatzungsbeschluss 

wird als Keim des Schweizer 

Bürgerrechts angesehen.5 

                                            
4 Ineichen, ebd. S. LXXXIV. 
5 Iten, Alfons: Die Geschichte des zugerischen Gemeinde- und Kantonsbürgerrechtes. 
Zug 1950. S. 28ff.  

Der Rechtsquellenband über das Land 
Entlebuch enthält historische Quellen aus 
zweieinhalb Jahrhunderten. 
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1600-1800: Restriktive Regelungen für die Aufnahme in ein da-

maliges Bürgerrecht 

Entlebuch 1596-1798 
 
Aufteilung des Landes Entlebuch in drei Ämter,  
das obere, das mittlere und das untere Amt oder  
die Ämter Escholzmatt, Schüpfheim und Entlebuch 
 

Landleute Angenommene  
Hintersässen 

Nicht  
angenommene 
Hintersässen 

Keine Einkäufe ins Landrecht Ins Hintersässenrecht 
Eingekaufte mit  
erblichem Bleiberecht 

Niedergelassene, 
Einwanderer, 
Aufenthalter 

„Bürger“ vollständigen Rechts 
Volles Nutzungsrecht des  
Allgemeingutes in einem der 
drei Ämter 

„Bürger“ minderen 
Rechts in einem der 
drei Ämter 

 

 

Mit der Aufteilung des Landes Entlebuch in drei Ämter hat man gleichzeitig 

das Gemeingut ausgeschieden und diesen neuen Einheiten zugeteilt. Durch 

diese Parzellierung des Raumes wurde der Rechtsradius sämtlicher Bewohner 

im Entlebuch auf einen Drittel eingeschränkt und man kam dem Gemeindebür-

gerrecht in diesem Punkte schon etwas näher. Mit der Einführung des Hinter-

sässen wurde für zweihundert Jahre ein neuer Bürgerstatus geschaffen: ein Nie-

dergelassener mit vererblichem Bleiberecht, aber verminderten Nutzungsrech-

ten. Im ganzen Zeitraum gab es keine Aufnahme ins vollständige Landrecht.6  

Der Begriff Hintersässe bedarf noch genauerer Erklärung. In Dokumenten steht 

oft die Formulierung Beisäss oder Hintersäss. Das deutet auf Austauschbarkeit 

der Begriffe. Otto Studer7 versucht zwar für das Entlebuch eine Unterschei-

dung. Aber die geht nicht auf. Im Folgenden ist nur von Hintersässen die Rede. 

                                            
6 Ineichen, ebd. S. LXXXII-LXXXIV.  
7 Studer, Otto: Von der Bürgerrechten im Entlebuch. In: Blätter für Heimatkunde aus 
dem Entlebuch, Bd. 15, S. 18-Bd.16, 1943, S. 91. Studers Differenzierungsversuch geht 
nicht auf. Er meint, ein Beisässe sei mit mehr Rechten ausgestattet gewesen als ein Hin-
tersässe, sei es, dass er im ganzen Land als solcher angenommen oder dass er überhaupt 
angenommen war. Ich lasse mit Ineichen den synonymen Begriff Beisässe ganz weg.   
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Davon gibt es allerdings drei Gruppen: im ganzen Land angenommene Hinter-

sässen (wenige Familien), in einem der drei Ämter angenommene Hintersässen 

(weit mehr Familien) und nicht angenommene Hintersässen, die sich den Ein-

kauf nicht leisten konnten oder wollten (sehr viele Familien). Gegen Ende die-

ser Phase kommt immer öfter eine weitere Gruppe hinzu, die Heimatlosen. An 

dieser Stelle soll betont werden, dass die Bürgerrechtssituation anderswo deut-

lich anders aussehen konnte. Aber auch da war 1798 die beschriebene Ge-

schichte mit einem Federstrich zu Ende.  

1800-2000: Das eidgenössische oder schweizerische Bürgerrecht 

Ein Grundlagenwerk zum Schweizer Bürgerrecht von Brigitte Studer u. a. ist 

2008 im Verlag Neue Zürcher Zeitung herausgekommen. Einige weitere Auf-

sätze werden in den Fussnoten vermerkt.8 

Helvetik,9 1798-1802:  ein unglücklicher grosser Wurf oder die 

Wende 

Die Helvetische Verfassung hat mit alten Strukturen aufgeräumt und Neues 

installiert, nicht alles erfolgreich. Nicht halten konnte sich der Einheitsstaat, in 

Art. 1 formuliert: „Die helvetische Republik macht einen unzerteilbaren Staat 

                                            
8 Studer, Brigitte, Arlettaz, Gerald und Argast, Regula: Das Schweizer Bürgerrecht. Er-
werb, Verlust, Entzug von 1848 bis zur Gegenwart. Zürich, Verlag Neue Zürcher Zei-
tung 2008. Kurze Zusammenfassungen der Bürgerrechtssituation in der Schweiz finden 
sich leicht im Internet: Eidgenössische Ausländerkommission: Das Schweizer Bürger-
recht. Historische Übersicht 1848-2006. https://www.ekm.admin.ch/con-
tent/dam/data/ekm/themen/einburg_hist_d.pdf (Abruf: 20. Juni 2017). Zu den Ge-
meinden findet sich eine kurze Übersicht in Auer, Andreas: Staatsrecht der schweizeri-
schen Kantone. Bern 2016. S. 132-141. - Zur Frage nach dem Bedarf des Gemeindebür-
gerrechts: Argast, Regula: Hat das Gemeindebürgerrecht ausgedient? In: terra cognita, 
einbürgern, Schweizerische Zeitschrift zu Integration und Migration 2004, Nr. 4, S. 52–
55. Ebenfalls Kiss, Marika: Die Schweizer Bürgergemeinden, ihre Herkunft, ihre Zu-
kunft? Arbeit für das Seminar Gemeindereformen bei Dr. Andreas Ladner, WS 1998/99. 
http://www.andreasladner.ch/dokumente/seminarvortraege/ws98vor06.html 
9 Verfassung der helvetischen Republik vom 12. April 1798. http://www.verfassun-
gen.de/ch/verf98-i.htm (Abruf: 16. Juni 2017). In der unruhigen Zeit der Helvetik kam 
es zu Verfassungsvarianten, die aber zur Bürgerfrage nichts anderes mitteilen. Übrigens: 
Alle eidgenössischen und kantonalen Verfassungen lassen sich mit dem Stichwort „Ver-
fassungen Schweiz“ sofort finden. Es fehlen darum bei Verfassungszitaten weitere Quel-
lenangaben.  

https://www.ekm.admin.ch/content/dam/data/ekm/themen/einburg_hist_d.pdf
https://www.ekm.admin.ch/content/dam/data/ekm/themen/einburg_hist_d.pdf
http://www.andreasladner.ch/dokumente/seminarvortraege/ws98vor06.html
http://www.verfassungen.de/ch/verf98-i.htm
http://www.verfassungen.de/ch/verf98-i.htm
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aus. Es gibt keine Grenzen mehr zwischen den Kantonen und den unterworfe-

nen Landen, noch zwischen einem Kanton und dem andern.“ Dauerhaft gehal-

ten hat sich hingegen die Abschaffung der Vorrechte von Geburt, formuliert in 

Art. 8: „Es gibt keine erbliche Gewalt, Rang, noch Ehrentitel. Die Strafgesetze 

sollen jeden Titel und jedes Institut untersagen, welches an Erblichkeit erin-

nert.“ Dass zum Beispiel Frauen, Juden und Arme in ihren Rechten weiterhin 

massiv eingeschränkt blieben, sei hier formuliert, aber nur am Rande themati-

siert. Art. 19 der helvetischen Verfassung hat den direktesten Bezug zum 

Thema dieses Aufsatzes: „Alle diejenigen, welche jetzt wirkliche Bürger einer 

regierenden oder Munizipalstadt, eines unterworfenen oder freien Dorfes sind, 

werden durch gegenwärtige Konstitution Schweizerbürger. Ebenso diejenigen, 

welche das ewige Hintersässrecht hatten, und alle in der Schweiz geborene 

Hintersässen.“ Damit geschah auf einen Schlag zweierlei: Ein Grossteil der Be-

völkerung in der Eidgenossenschaft bekam grundsätzlich erstmals ein Bürger-

recht zugesprochen und erstmals gab es das Schweizerbürgerrecht. Bisher gab 

es Bürger von Ländern wie Uri, Städten wie Luzern, Talschaften oder Teiltal-

schaften wie im Entlebuch, vielerorts auch Bürger von Flecken, von Dorf- oder 

Landgemeinden, Leute, die am ehesten unsern heutigen Korporationsbürgern 

oder Bürgern von Genossamen gleichkamen, aber es gab bisher kein gesamt-

eidgenössisches Bürgerrecht. Umgekehrt gab es jetzt in der Helvetik ein aus-

drückliches Schweizerbürgerrecht, aber kein Kantonsbürgerrecht. Das Gemein-

debürgerrecht ist in der Helvetischen Verfassung zwar nicht ausdrücklich be-

schrieben, aber es gab die Einwohnergemeinde oder Munizipalgemeinde, ge-

meinsam gebildet von Bürgern und Niedergelassenen. Man beachte, dass die 

Zeit der Helvetik nicht von Dauer, sondern von mehreren Verfassungsentwür-

fen und unterschiedlichen Gebietseinteilungen geprägt war. Und der Weg zum 

heutigen Bürgerrecht war erst eingeleitet. Marika Kiss formuliert das so10: „Die 

Trennung zwischen Bürgergemeinde und Einwohnergemeinde wird in der 

Zeit der Helvetik (1798-1803) angesetzt. In dieser Zeit griff die Französische Re-

volution auf die alte Eidgenossenschaft über: ein Einheitsstaat wurde errichtet, 

ein einheitliches Bürgerrecht wurde nun vergeben und die Bürgergemeinden 

wurden von der Einheitsgemeinde in Form einer Einwohnergemeinde abge-

löst.“ 

                                            
10 Kiss Marika: Die Schweizer Bürgergemeinden. http://www.andreasladner.ch/do-
kumente/seminarvortraege/ws98vor06.html (Abruf 20.Mai 2017). 

http://www.andreasladner.ch/dokumente/seminarvortraege/ws98vor06.html
http://www.andreasladner.ch/dokumente/seminarvortraege/ws98vor06.html
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Nachhelvetische Entwicklung des Schweizerbürgerrechts bis 

zur digitalen Beurkundung durch das Personenstandsregister 

Infostar 

Im Vorwort des Familiennamenbuchs steht der folgende schöne Abschnitt: 

„Dem staatlichen Aufbau entspricht der Aufbau des Schweizerbürgerrechtes. 

Jede einzelne Familie, jedes Geschlecht wurzelt in einer Gemeinde. Das Ge-

meindebürgerrecht begründet erst das Kantonsbürgerrecht und dieses wieder 

ist die Grundlage des Schweizerbürgerrechtes. Das Bürgerrecht einer Ge-

meinde vererbt sich durch Generationen fort und ist unabhängig von wechseln-

den Wohnorten und zufälligen Geburtsorten. Dadurch unterscheidet es sich 

wesentlich von der Staatsangehörigkeit anderer Länder, welche diese zum Teil 

vom Ort der Geburt abhängig machen oder durch blossen Entscheid einer 

Zentralgewalt zusprechen und aberkennen können. Unsere Eigenart bedingt 

auch eine Besonderheit des Zivilstandswesens, der öffentlich rechtlichen Beur-

kundung der Bürgerrechte. Anderswo fragt man zuerst nach dem Geburtsort 

und dem Geburtsschein einer Person, wir stellen zuerst die Frage nach ihrem 

Heimatort. Wir fragen nicht: Wo bist du geboren? sondern wo bist du beheima-

tet? Am Heimatort und nicht am Geburts- oder Trauungsort laufen die amtli-

chen Meldungen über die Geburten, Eheschliessungen und Sterbefälle zusam-

men.“11 In diesem Abschnitt erfahren wir wohl Bekanntes: die Dreistufigkeit 

unseres Bürgerrechts. Dem schweizerischen Staatsaufbau in Gemeinde, Kanton 

und Bund gibt es entsprechende Bürgerrechte. Besonders betont wird in diesem 

Abschnitt, dass andere Länder das Bürgerrecht anders organisieren. Zumindest 

ahnen wir aufgrund dieser Information, warum wir bei Reisebuchungen viel-

leicht nicht wissen, ob wir, wie verlangt, den Geburtsort angeben sollen oder 

doch den Heimatort, der in unserer ID steht.12 Der Hinweis, die Informationen 

würden beim Zivilstandsamt einer Gemeinde zusammenlaufen, stimmt be-

dingt auch heute noch. Ergänzt sei, dass viele Gemeinden fusioniert haben oder 

zu Zivilstandskreisen zusammengefasst worden sind und dass die Grundlage 

nicht mehr Familienregister sind, sondern Personenstandsregister. Die digita-

len Daten werden zentral mit dem System Infostar gespeichert. Dazu findet sich 

                                            
11 Familiennamenbuch der Schweiz 1940, Polygraphischer Verlag Zürich, S. 18f.   
12 Bei Reisen sei empfohlen, nicht den Geburtsort, sondern den Heimatort anzugeben, 
und zwar den, der im Dokument steht, das man zu verwenden gedenkt. Das ist darum 
wichtig, weil im Pass und auf der ID nicht unbedingt der gleiche Heimatort genannt ist.  
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folgende Information: „Seit 2005 werden alle Zivilstandsereignisse im elektro-

nischen Personenstandsregister, an welches alle schweizerischen Zivilstands-

ämter angeschlossen sind, beurkundet. Die Erfassung bleibt ausschliesslich in 

der Zuständigkeit der Zivilstandsämter bzw. der Sonderzivilstandsämter und 

erfolgt, wie früher, dezentralisiert. Das Familienregister wurde durch das Per-

sonenstandsregister ersetzt. Alle in einem Familienregister als lebend geführten 

schweizerischen und ausländischen Personen werden mit ihren aktuellen An-

gaben in das Personenstandsregister übertragen. Die Ereignisse über den Zivil-

stand werden nur in elektronischer Form beurkundet. Aus den in Papierform 

geführten herkömmlichen Zivilstandsregistern können Berechtigte weiterhin 

Auszüge (Geburtsschein, Todesschein, Eheschein) erhalten.“13  

Bleiben wir beim Familiennamenbuch.14 Dort finden wir drei Kategorien: Hei-

matort einer Familie a) vor 1800, b) im 19. Jahrhundert, c) 1901-1962. Im Vor-

wort erfährt man, dass die Informationen durch Befragung sämtlicher Zivil-

standsämter der Schweiz gewonnen wurden. Aber man sucht umsonst nach 

einem Hinweis dazu, was um 1800 passiert ist. Auch in diesem kleinen Aufsatz 

ist es unmöglich zu beschreiben, wie in der wechselhaften Zeit von der Helvetik 

1798 bis zur Gründung des Bundesstaates 1848 die Zuordnung eines Bürger-

rechts in den Kantonen und Gemeinden im Detail vor sich gegangen ist.15 Vo-

rausgenommen sei an dieser Stelle ein Blick voraus, ein erster Hinweis darauf, 

                                            
13 https://www.schweizerpass.admin.ch/pass/de/home/ausweise/daten/infostar. 
html (Abruf: 18. Mai 2017). Die gesetzlichen Grundlagen lohnt es sich nachzulesen bei 
http://www.gesetze.ch/sr/211.112.2/211.112.2_000.htm: Zivilstandsverordnung (ZStV) 
vom 28. April 2004 (Stand am 1. Januar 2015). Infostar wurde eingeführt aufgrund von 
Artikel 39 ZGB.  
14 Das Familiennamenbuch der Schweiz benutzen wir heute wohl meist unter folgender 
Adresse: http://www.hls-dhs-dss.ch/famn/?lg=d, zu finden bei Google, z. B. unter 
„Familiennamenbuch Schweiz“. 
15 An dieser Stelle sei auf folgendes alte Grundlagenwerk verwiesen: His, Eduard: Ge-
schichte des neuern schweizerischen Staatsrechtes, Bd. I, 1929. Alfons Iten beruft sich 
mehrmals auf ihn, etwa wenn er zur Helvetik schreibt: „So waren Bürger und Nieder-
gelassene einander in den wichtigsten Befugnissen gleichgestellt. Sie bildeten zusam-
men die Munizipal- oder Einwohnergemeinde. […] Daneben bestand die Bürgerge-
meinde weiter; ihr oblagen aber nur noch die Armenpflege und die Verwaltung der Bür-
gergüter. […] Das Armenwesen war während der Helvetik in der ganzen Schweiz ein-
heitlich geregelt. Die Unterstützung der Armen oblag nach dementsprechenden Geset-
zesbestimmungen zwar immer noch den Bürgergemeinden. Die Organisation gestaltete 
sich aber mehr örtlich als heimatlich. Die Bürgergemeinden hatten nicht nur für ihre 

https://www.schweizerpass.admin.ch/pass/de/home/ausweise/daten/infostar.%0bhtml
https://www.schweizerpass.admin.ch/pass/de/home/ausweise/daten/infostar.%0bhtml
http://www.gesetze.ch/sr/211.112.2/211.112.2_000.htm
http://www.hls-dhs-dss.ch/famn/?lg=d
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was der genannte offizielle Heimatort (auch Bürgerort) für eine Gemeinde ge-

worden ist. Im Normalfall ist dieser Heimatort die politische Gemeinde, die 

meist Einwohnergemeinde heisst. Andernorts ist der Heimatort eine separate 

Bürgergemeinde mit eigenen Organen, parallel zur Einwohnergemeinde, die es 

dort auch gibt. Vielerorts aber ist die Doppelstruktur solcher Gemeinden wie-

der verschwunden:  Einwohnergemeinde und Bürgergemeinde sind zu einer 

Einheitsgemeinde oder Einwohnergemeinde verschmolzen. In der Inner-

schweiz kennen SZ, NW und LU nur noch die Einwohnergemeinde, UR, OW 

und ZG sind bei der Doppelstruktur von Bürger- und Einwohnergemeinde ver-

blieben. Im Folgenden finden sich einige Hinweise auf die Entwicklungs-

schritte, die sich durch die jeweiligen eidgenössischen Verfassungen ergeben 

haben. Erst danach folgen Schritte in den einzelnen Innerschweizer Kantonen. 

Die Mediationsverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 19. 

Februar 1803, die sogenannte Vermittlungsakte, formuliert zu unserem Thema 

nur zwei Artikel. „Es gibt in der Schweiz weder Untertanenlande noch Vor-

rechte der Orte, der Geburt, der Personen oder Familien“ (Art. 3). „Jeder 

Schweizerbürger ist befugt, seinen Wohnsitz in einen andern Kanton zu verle-

gen und sein Gewerbe daselbst frei zu treiben; er kann die politischen Rechte, 

gemäß dem Gesetze des Kantons, in dem er sich niederlässt, erwerben, aber 

dieselben nicht zu gleicher Zeit in zwei Kantonen ausüben“ (Art. 4). - Daraus 

erkennt man, dass die Abschaffung von Vorrechten und die Niederlassungs-

freiheit, beides Punkte der Helvetik, beibehalten wurden. Aber diesen Artikeln 

sind die 19 Kantonsverfassungen vorangestellt, wodurch deutlich wird, dass 

die Kantone und Gemeinden ihre Souveränität weitgehend zurückgewannen. 

Der Einheitsstaat wich dem Staatenbund. Zwar ist vom Schweizerbürger die 

Rede und das dreistufige Bürgerrecht ist im Entstehen, aber es ist nicht definiert 

und noch nicht ausgedacht. Auch die Übereinkunft vom 29. Dezember 1813 

und der Bundesvertrag zwischen den XXII Kantonen der Schweiz vom 7. Au-

gust 1815 schweigen sich zum Bürgerrecht aus. 

  

                                            
armen Angehörigen, sondern auch für alle auf ihrem Territorium niedergelassenen be-
dürftigen helvetischen Bürger zu sorgen.“ (Iten, ebd. S. 40). Für die Mediation (1803-
1815) sieht Iten dann eine Rückkehr zu früheren Verhältnissen: die Rücknahme des 
Schweizerbürgerrechts, die zunehmende Bedeutung des Kantonsbürgerrechts und das 
Verschwinden der eben erst eingeführten Einwohnergemeinde (Iten, ebd. S. 43). 
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In der Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 12. Sep-
tember 1848 finden sich zum Bürgerrecht zwei Artikel: „Art. 42. Jeder Kantons-
bürger ist Schweizerbürger. Als solcher kann er in eidgenössischen und kanto-
nalen Angelegenheiten die politischen Rechte in jedem Kanton ausüben, in wel-
chem er niedergelassen ist. Er kann aber diese Rechte nur unter den nämlichen 
Bedingungen ausüben, wie die Bürger des Kantons und in Beziehung auf die 
kantonalen Angelegenheiten erst nach einem längeren Aufenthalte, dessen 
Dauer durch die Kantonalgesetzgebung bestimmt wird, jedoch nicht über zwei 
Jahre ausgedehnt werden darf. Niemand darf in mehr als einem Kanton politi-
sche Rechte ausüben. Art. 48. Sämtliche Kantone sind verpflichtet, alle Schwei-
zerbürger christlicher Konfession16 in der Gesetzgebung sowohl als im gericht-
lichen Verfahren den Bürgern des eigenen Kantons gleich zu halten.“ Jeder 
Kantonsbürger ist Schweizerbürger. Dieser bis heute in unserer Verfassung ste-
hende Satz des neuen Bundesstaates sichert dem Kanton die Bürgerhoheit zu. 
Er erlässt die Bestimmungen über die Gestaltung des Gemeindebürgerrechts, 
das hier noch mit keinem Wort erwähnt ist. Bedeutungsvoll ist Art. 43: „Kein 
Kanton darf einen Bürger des Bürgerrechtes verlustig erklären.“ Das unschein-
bare Sätzchen formuliert einen der wichtigsten neuen Grundsätze von 1848, die 
Unverlierbarkeit des Bürgerrechts. Mit diesem Grundsatz wollte man damals 
der Heimatlosigkeit vorbeugen und die Wiedereinbürgerung ehemaliger 
Schweizerbürgerinnen ermöglichen. Die weiteren Formulierungen schreiben 
nur fest, dass der Schweizerbürger sich in jedem Kanton niederlassen und dort 
– mit einer kleinen Einschränkung – die politischen Rechte wahrnehmen darf. 
Die eidgenössische Einschränkung durch die Bundesverfassung ist marginal. 
Aber neben Verfassungsartikeln haben Bundesgesetze wie das Bundesgesetz 
über Heimatlosigkeit vom 3. Dezember 1850 die Kantone in die Pflicht genom-
men. Durch die Aufforderung, Heimatlose einzubürgern, um ihnen Zugang zu 
den politischen Rechten und Pflichten, zur Schulgenössigkeit und zur Unter-
stützung bei Verarmung zu gewähren (Art. 4), durch diese Aufforderung fühl-
ten sich einige Kantone durchaus bedrängt. In den folgenden Jahrzehnten bis 
heute stellen wir fest, dass die Rahmenbestimmungen des Bundes zunehmend 
dichter werden.  

Die in ihrem Grundgerüst bis heute geltende Bundesverfassung der Schweize-
rischen Eidgenossenschaft vom 29. Mai 1874 ist von ihren Anfängen an bezüg-
lich Bürgerrechtsbestimmungen ausführlicher. Artikel 43 besagt: „Jeder Kan-
tonsbürger ist Schweizer Bürger. Als solcher kann er bei allen eidgenössischen 
Wahlen und Abstimmungen an seinem Wohnsitze Anteil nehmen, nachdem er 

                                            
16 1866 wurde „christlicher Religion“ gestrichen.  

http://www.verfassungen.de/ch/verf48.htm
http://www.verfassungen.de/ch/verf74.htm
http://www.verfassungen.de/ch/verf74.htm
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sich über seine Stimmberechtigung gehörig ausgewiesen hat. Niemand darf in 
mehr als einem Kanton politische Rechte ausüben. Der niedergelassene Schwei-
zer Bürger genießt an seinem Wohnsitze alle Rechte der Kantonsbürger und 
mit diesen auch alle Rechte der Gemeindebürger. Der Mitanteil an Bürger- und 
Korporationsgütern sowie das Stimmrecht in rein bürgerlichen Angelegenhei-
ten sind jedoch hievon ausgenommen, es wäre denn, dass die Kantonalgesetz-
gebung etwas anderes bestimmen würde.  
In kantonalen und Gemeindeangelegenheiten erwirbt er das Stimmrecht nach 
einer Niederlassung von drei Monaten. Die kantonalen Gesetze über die Nie-
derlassung und das Stimmrecht der Niedergelassenen in den Gemeinden un-
terliegen der Genehmigung des Bundesrates.“ Wir finden hier erstmals die 
Dreiheit von Bundes-, Kantons- und Gemeindebürgerecht. Zudem ist an dieser 
Stelle bis heute gültig formuliert, dass niedergelassene Schweizerbürger nor-
malerweise vom Mitanteil an Bürger- oder Korporationsgütern ausgeschlossen 
sind. Korporationsgut ist ja seit über 150 Jahren grösstenteils privatrechtlich or-
ganisiert. Das Wichtigste aber: Jetzt, 1874, verlangte die Bundesverfassung, 
dass jeder Schweizerbürger an seinem Wohnsitz auch in Gemeindeangelegen-
heiten mitreden durfte. An dieser Forderung biss man sich in einigen Kantonen 
die Zähne aus. Artikel 44 ist es, der in Zukunft immer mehr ausgebaut und 
durch gesetzliche Regelungen konkretisiert wurde. „Kein Kanton darf einen 
Kantonsbürger aus seinem Gebiete verbannen (verweisen) oder ihn des Bür-
gerrechtes verlustig erklären. Die Bedingungen für die Erteilung des Bürger-
rechtes an Ausländer sowie diejenigen, unter welchen ein Schweizer zum Zwe-
cke der Erwerbung eines ausländischen Bürgerrechtes auf sein Bürgerrecht ver-
zichten kann, werden durch die Bundesgesetzgebung geordnet.“ In Artikel 45 
schliesslich, der die Niederlassungsfreiheit behandelt, ist in mehreren Absätzen 
von der Armenlast die Rede: „[…]Weiterhin kann die Niederlassung denjeni-
gen entzogen werden, welche wegen schwerer Vergehen wiederholt gerichtlich 
bestraft worden sind, sowie denjenigen, welche dauernd der öffentlichen Wohl-
tätigkeit zur Last fallen und deren Heimatgemeinde beziehungsweise Heimat-
kanton eine angemessene Unterstützung trotz amtlicher Aufforderung nicht 
gewährt. In Kantonen, wo die örtliche Armenpflege besteht, darf die Gestat-
tung der Niederlassung für Kantonsangehörige an die Bedingung geknüpft 
werden, dass dieselben arbeitsfähig und an ihrem bisherigen Wohnorte im Hei-
matkanton nicht bereits in dauernder Weise der öffentlichen Wohltätigkeit zur 
Last gefallen seien. Jede Ausweisung wegen Verarmung muss von Seiten der 
Regierung des Niederlassungskantons genehmigt und der heimatlichen Regie-
rung zum Voraus angezeigt werden. […]“ Der Umgang mit der Armut und die 
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Frage, wer für Bedürftige aufkommt, ist offensichtlich eine gesamteidgenössi-
sche Frage. Siehe dazu auch das Heimatlosengesetz von 1850, das den Kanto-
nen die Einbürgerung der Heimatlosen vorschrieb.17 

Im Folgenden sei noch auf drei gewichtige Änderungen hingewiesen: Artikel 
44 wurde zweimal völlig verändert, durch die Volksabstimmungen vom 29. 
September 1928 und vom 4. Dezember 1983. Dabei geht es vor allem um die 
Frau, die durch Heirat ihr Schweizerbürgerrecht verloren hat, um Wiederein-
bürgerung und Adoption. Schliesslich hat Artikel 4 den bedeutsamsten Zusatz 
erhalten. Bisher hiess es: „Alle Schweizer sind vor dem Gesetze gleich. Es gibt 
in der Schweiz keine Untertanenverhältnisse, keine Vorrechte des Orts, der Ge-
burt, der Familien oder Personen.“ Durch Volksabstimmung vom 14. Juni 1981 
wurde folgender Absatz angefügt: "Mann und Frau sind gleichberechtigt. Das 
Gesetz sorgt für ihre Gleichstellung vor allem in Familie, Ausbildung und Ar-
beit. Mann und Frau haben Anspruch auf gleichen Lohn für gleichwertige Ar-
beit." Die Gleichstellung ist heute auf gutem Weg. Mit einem Augenzwinkern 
mag man feststellen, dass Frauen noch keine Wehrpflicht kennen. In Artikel 25 
der Helvetischen Verfassung hiess es patriotisch: „Jeder Bürger ist ein geborner 
Soldat des Vaterlandes.“ Wie sich die Zeiten doch geändert haben. - Selbstver-
ständlich kennt die Eidgenossenschaft auch ein Bürgerrechtsgesetz, aktuell das 
„Bundesgesetz über Erwerb und Verlust des Schweizer Bürgerrechts (Bürger-
rechtsgesetz, BüG) vom 29. September 1952 (Stand am 1. Januar 2013)“. Es zu 

                                            
17 „Während Jahrhunderten hatten die Gemeinden Bürgern bei längerer Ortsabwesen-
heit, bei Heirat über Konfessionsgrenzen oder bei einer strafrechtlichen Verurteilung 
das Heimatrecht entzogen. Ohne Nutzungsrechte oder das Recht auf Armenunterstüt-
zung waren viele dieser «Heimatlosen» zu einer fahrenden Lebens- und Wirtschafts-
weise gezwungen worden (Fahrende). Um sich als demokratischer Staat zu legitimieren, 
musste der junge Bundesstaat sein Staatsvolk definieren. Eines seiner dringlichsten Ziele 
war dabei die Beseitigung der Heimatlosigkeit. Das «Bundesgesetz, die Heimatlosigkeit 
betreffend» vom 3. Dezember 1850 bestimmte, dass der Bund und die Kantone für die 
Heimatlosen ein Kantons- und Gemeindebürgerrecht ermittelten. Als heimatlos galten 
gemäss Artikel 2 des Gesetzes die von einem Kanton anerkannten «Geduldete[n] oder 
Angehörige[n]», die weder in einem anderen Staat noch in einem schweizerischen Kan-
ton oder einer Gemeinde ein Bürgerrecht besassen, sowie die sogenannten «Vaganten». 
Dabei handelte es sich um eine heterogene Bevölkerungsgruppe, die sich durch eine 
nicht sesshafte Lebensweise auszeichnete. Bis 1872 nahmen die Kantone und Gemein-
den rund 25’000–30’000 «Heimatlose» als Bürger auf. Damit gelang es dem Bund, den 
unsicheren Rechtsstatus der Heimatlosigkeit grösstenteils zu beseitigen.“ So schreibt Re-
gula Argast bei folgender Adresse: http://www.stiftung-fahrende.ch/geschichte-ge-
genwart/de/geschichte-der-fahrenden/politik-und-recht/nation-und-buergerrecht 
(Abruf: 20. Mai 2017). 

http://www.stiftung-fahrende.ch/geschichte-gegenwart/de/begriffserlaeuterungen/heimatlose-und-vaganten
http://www.stiftung-fahrende.ch/geschichte-gegenwart/de/begriffserlaeuterungen/fahrende
http://www.stiftung-fahrende.ch/geschichte-gegenwart/de/begriffserlaeuterungen/heimatlose-und-vaganten
http://www.stiftung-fahrende.ch/geschichte-gegenwart/de/geschichte-der-fahrenden/politik-und-recht/nation-und-buergerrecht
http://www.stiftung-fahrende.ch/geschichte-gegenwart/de/geschichte-der-fahrenden/politik-und-recht/nation-und-buergerrecht
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lesen lohnt sich.18 Abschliessend sei noch das Bundesgesetz über die Zustän-
digkeit für die Unterstützung Bedürftiger (Zuständigkeitsgesetz, ZUG) vom 24. 
Juni 1977 (Stand am 8. April 2017) genannt. Das unauffällige, aber umfangrei-
che Bundesgesetz beendet eine lange Entwicklung. Seither hat die Bürgerge-
meinde als Armengemeinde definitiv ausgedient und unser verbriefter Heima-
tort ist noch Dokumentationszentrum und viel Nostalgie. 
 

Kanton Uri 

Als laut Bundesvertrag von 1815 die Kantone aufgefordert wurden, ihre Ver-
fassungen im eidgenössischen Archiv niederzulegen, hat Uri 1820 mit einer Art 
Trotz-Text geantwortet. Unter dem Titel „Verfassung des Kantons Uri“ stehen 
sechs allgemeine Grundsätze. Die Einleitung dazu ist bemerkenswert. „Wir 
Landammann, Rät und gemeine Landleute des gemeineidgenössischen Kan-
tons Uri in der Schweiz – in Folge der Bestimmung des § 15 des Bundesvertrags, 
dass die Verfassungen der hohen Stände der hohen Tagsatzung eingegeben 
und in das Eidgenössische Archiv abgelegt werden sollen – erklären hiermit, 
dass wir zwar nie eine in Urkund geschriebene Verfassung unsers Kantons ge-
habt haben, dass aber durch Jahrhundert lange Übung und bestehende Gesetze 
dieselbe auf folgenden Grundsätzen beruht, die wir unter dem Schutze des Al-
lerhöchsten unsern Nachkommen unverändert übertragen wollen.“ Dass es bei 
derartiger Verweigerung etwas länger ging, bis die Bürgerrechtsfrage im mo-
dernen Sinne formuliert war, ist naheliegend. So war nach wie vor das alte, 
vorhelvetische „Landbuch [Landrecht] des Kantons Uri“19 in Kraft, dessen neu-
este Einzelverweise aus dem Jahr 1821 stammen. In nachhelvetischer Zeit erst-
mals wurde die Frage in der „Staatsverfassung des Kantons Uri vom 5. Mai 
1850“20 geregelt. „§ 6. Kantonsbürger oder Landleute sind alle jene Landesan-
gehörigen, welche ihr Bürger- oder Landrecht bis anher faktisch ausgeübt ha-
ben und als solche anerkannt wurden, oder mit gesetzlichen Schriften sich als 
solche ausweisen können, oder welche das Landrecht (Bürgerrecht) künftighin 
nach gesetzlicher Vorschrift sich erwerben. Zur Erlangung des Kantonsbürger-
rechtes (Kantonslandrechtes) ist der Besitz eines Korporations- oder Bezirks-
bürgerrechtes unerlässliche Bedingung. […] § 7. Jeder übt sein politisches 
Stimm- und Bürgerrecht da aus, wo er gesetzlich niedergelassen ist. Niemand 

                                            
18 http://www.gesetze.ch/sr/141.0/141.0_000.htm 
19 Landbuch des Kantons Uri (Landrecht) aLB UR, Bd. I, S. 67-71. 
20 Zur Erinnerung: alle eidgenössischen und kantonalen Verfassungen sind abrufbar un-
ter dem Stichwort „Verfassungen Schweiz“.  
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kann sein Bürgerrecht zugleich an 
mehr als einem Orte ausüben. § 8. 
Alle Kantonsbürger haben gleiche 
staatsbürgerliche Rechte. Es gibt 
keine Untertanenverhältnisse, keine 
Vorrechte, weder des Orts, der Ge-
burt, noch der Familien oder Perso-
nen. Alle Kantonseinwohner, wel-
che Schweizerbürger sind, sind vor 
dem Gesetz gleich.“ Der relativ mo-
derne Klang in § 8 täuscht leicht 
darüber hinweg, dass viele immer 
noch nicht Kantonsbürger waren 
und dass es ein Gemeindebürger-
recht nicht gab. Erst an der Lands-
gemeinde vom 7. Mai 1882 wurde es 
offiziell initiiert, mit dem „Be-
schluss betreffend grundsätzliche 
Einführung des Gemeindebürger-
rechtes“ zum Zweck, die Frage der 
Armengenössigkeit regeln zu kön-
nen.21 Ein Jahr später wurde eine 
entsprechend erarbeitete Vorlage 
angenommen, und wieder ein Jahr 
danach das neue „Gesetz über Er-
werbung des Bürgerrechtes von Uri 
vom 4. Mai 1884“22 verabschiedet. Daraus seien die wichtigsten Abschnitte zi-
tiert. „§ 1. Zur Erlangung [des Kantonsbürgerrechtes] ist der Besitz eines Ge-
meindebürgerrechts in der Korporation Uri oder das Korporationsbürgerrecht 
von Ursern, solange hier Armengenössigkeit mit dem Korporationsbürgerrecht 
verbunden ist, unerlässliche Bedingung. § 3. […] Den sog. alten Hintersässen 
kann das Gemeindebürgerrecht auch zu einer niederen Taxe erteilt werden. § 
5. Die Aufnahme in den Bürgerverband einer Gemeinde und die nachherige 
Aufnahme ins Kantonsbürgerrecht geben dem Neubürger und seinen legiti-
men Nachkommen das Recht zur Armengenössigkeit in der Bürgergemeinde.“ 
Jetzt gab es also ein Gemeindebürgerrecht, das wie anderswo der Regelung der 

                                            
21 In: Landbuch Uri, LB UR I, S. 45. 
22 Gesetz über Erwerbung des Bürgerrechtes von Uri vom 4. Mai 1884.In: Landbuch Uri, 
LB UR I, S. 43-45. 

Das Landbuch Uri. 
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Armutsfrage diente. Nach wie vor aber war restriktives Verhalten an der Ta-
gesordnung. Illegitime Kinder zum Beispiel hatten das Nachsehen. § 1 der Bür-
gerrechtsgesetzes ging dann fast wörtlich in Art. 12 der „Verfassung des Kan-
tons Uri vom 6. Mai 1888“ über. Neu oder präziser formuliert war Art. 13. „Die 
Angehörigen derjenigen Geschlechter, welche nachweisbar vor dem Jahre 1798 
im Kanton sesshaft waren, erhalten das Kantonsbürgerrecht, sofern sie die üb-
rigen gesetzlichen Vorschriften erfüllen, unentgeltlich.“ Für die Fragestellung 
dieses Aufsatzes geben die Bürgerrechtsgesetze von 1935 und 201023 wenig 
neue Information, ausser dass man sich 1935 so restriktiv gab wie 1888 und dass 
das aktuelle Gesetz den heutigen Bedürfnissen entspricht und nun auch im Ton 
sehr freundlich daherkommt. Abschliessend seien zwei bedeutsame Änderun-
gen erwähnt: Seit dem Sozialhilfegesetz von 1997 ist die Einwohnergemeinde 
für die öffentliche Sozialhilfe zuständig24 und laut Gemeindegesetz von 2017 
versteht man unter „Gemeinde“ die Einwohnergemeinde, aber die Ortsbürger-
gemeinde gibt es noch.25 In welchen Phasen der Übergang zur heutigen Rechts-
lage zustande kam, das zu ermitteln liess die knappe Zeit nicht zu.  
 

Kanton Schwyz 

Die Verfassungssituation in Schwyz zeigt manche Ähnlichkeit mit Uri. Sie be-

ginnt mit der gleichen trotzigen Verfassungsverweigerung, hier 1821, ein Jahr 

nach Uri, und endet in einem modernen, wohlklingenden Verfassungstext von 

heute. Die Entwicklung von damals zu heute hat Adalbert Inglin in zwei publi-

zierten Referaten sehr anschaulich beschrieben.26 „Das alte Land Schwyz, wie 

es vor dem Untergang der alten Eidgenossenschaft bestand, entsprach in seiner 

räumlichen Ausdehnung dem heutigen Bezirk Schwyz. War das alte Land 

Schwyz selbständig und frei von übergeordneter Gewalt, so war dies nicht der 

Fall bei den äusseren Landesteilen, zu denen die heutigen Bezirke March, Höfe, 

                                            
23 Gesetz über den Erwerb des Landrechts des Kantons Uri vom 5. Mai 1935 In: LB UR 
X, S. 261-265. Gesetz über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht (Kantonales Bürger-
rechtsgesetz, KBüG) (vom 28. November 2010; Stand am 1. Januar 2011) http://ur.lex-
spider.com/pdf/1-4121-709-20110101.pdf 
24 Gesetz über die öffentliche Sozialhilfe (Sozialhilfegesetz) (vom 28. September 1997; 
Stand am 1. Januar 2008) http://ur.lexspider.com/html/20-3421-454-20080101.htm. 2. 
Kapitel, Artikel 4,  Zuständigkeit im allgemeinen (Abruf: 15. Juni 2017). 
25 Gemeindegesetz (GEG) vom 21. Mai 2017; Stand am 1. Juni 2017, Artikel 1,1 und 1.3. 
http://ur.lexspider.com/html/1-1111-788-20170601.htm (Abruf 15. Juni 2017).  
26 Inglin, Adalbert: Die Entwicklung vom schwyzerischen Landrecht zum heutigen Bür-
gerrecht. In: Zeitschrift für Zivilstandswesen, 1967, Jg. 35, 6, S. 190-196. Ebd. Aus der 
Geschichte des schwyzerischen Zivilstandswesens. 1973, Jg. 41, 11, S. 300-308.  

http://ur.lexspider.com/pdf/1-4121-709-20110101.pdf
http://ur.lexspider.com/pdf/1-4121-709-20110101.pdf
http://ur.lexspider.com/html/20-3421-454-20080101.htm
http://ur.lexspider.com/html/1-1111-788-20170601.htm
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Küssnacht und Einsiedeln gehörten. Nicht dazu gehörte der damalige Freistaat 

und heutige Bezirk Gersau.“ Diese angehörigen Landschaften erfreuten sich 

zwar vieler Freiheiten, aber sie hatten deren Bestätigung jährlich an der Land-

gemeinde einzuholen. 1798 musste Schwyz diesen Landschaften eine offizielle 

Freilassungserklärung abgeben.27 Nach der Aufhebung der Vermittlungsakte 

1813 versuchte Schwyz mit aller Gewalt die frühere Vormachtstellung zurück-

zugewinnen. Es kam zu Zwistigkeiten und 1832 zur vorübergehenden Tren-

nung in zwei Halbkantone. „Erst mit der Kantonsverfassung von 1833 wurde 

die Vormachstellung des alten Landes Schwyz endgültig gebrochen. Durch 

diese Kantonsverfassung wurde das alte Landrecht abgelöst und durch das 

nunmehrige Bezirksbürgerrecht ersetzt. Die Existenz dieses Bezirksbürger-

rechts stellt ein Unikum dar. Die Bezirke waren die zeitlich vor den Gemeinden 

existierenden Verbandsherrschaften, und das Bezirksbürgerrecht hat zeitlich 

vor dem Gemeindebürgerrecht bestanden. Laut Kantonsverfassung von 1833 

besassen die Bezirke jene Rechte und Pflichten, die heute den Gemeinden zu-

stehen. Mit der Kantonsverfassung von 1848 wurden die schwyzerischen Ge-

meinden konstituiert“, indem sie die Kirchgemeinden zu politischen Gemein-

den erklärte. Diese hatten zuvor bereits staatliche Aufgaben wie das Armen-, 

Vormundschafts-, Schul- und Sittenpolizeiwesen übernommen. Diese neue, po-

litische Kirchgemeinde kannte „aber noch kein Gemeindebürgerrecht. Erst die 

Verfassung von 1876 schuf das Gemeindebürgerrecht und bestimmte gleichzei-

tig, dass jeder Erwerb des Gemeindebürgerrechts automatisch den Erwerb des 

Bezirksbürgerrechts nach sich“ zog. Tatsächlich ist der Schwyzer bis heute Bür-

ger von vier Gemeinwesen, nämlich solcher des Bundes, des Kantons, des Be-

zirks und der Gemeinde. Diese Gemeinde aber ist eine Einheitsgemeinde.28  Für 

diesen Abriss muss man Inglin sehr dankbar sein, denn es fällt dem juristischen 

Laien zuweilen schwer, von der Lektüre der Verfassungsbestimmungen auf 

obige Erklärungen zu kommen. Darum sei das Gesagte ergänzt durch den ei-

nen und andern Hinweis aus den kantonalen Verfassungen, Gesetzen und Ver-

ordnungen.29 In der Kantonsverfassung 1848 steht: „§ 4. Kantonsbürger oder 

                                            
27 1798 bekamen nicht nur die Landleute der angehörenden Landschaften einen bedin-
gungslosen Freibrief. Die Beisassen des eigenen Landes Schwyz wurden zu neuen Land-
leuten unter der Bedingung, dass sie mit den alten Landleuten ins Feld zogen. 1806 wur-
den die neuen Landleute aber wieder ausdrücklich vom Allmeindrecht ausgenommen. 
Inglin 1967, S. 194.  
28 Inglin 1973, S. 301f. und 308. 
29 Die Verfassungen datieren vom 13. Oktober 1833, 11. März 1848, 11. Juni 1876, 23. 
Oktober 1898 und 24. November 2010. Verordnungen zu Fragen der Niederlassung, der 
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Landleute sind diejenigen, welche in der Verfassung von 1803 als solche aner-

kannt worden sind, und welche das Kantonsbürgerrecht seither rechtlich er-

worben haben. § 163. Jede Gemeinde hat eine Kirchgemeinde [gemeint war 

wohl, die Kirchgemeinde sei die Gemeinde], bestehend aus allen stimmfähigen 

Kantonsbürgern, welche in der Gemeinde wohnen. § 169. Dem Gemeinderat 

steht zu: b. die Verwaltung der Gemeindegüter; c. die Besorgung der Waisen-

sachen nach Inhalt des Vormundschaftsgesetzes; d. die Armenpflege nach den 

Bestimmungen des Armengesetzes.“ In keinem andern Innerschweizer Kanton 

gab es eine solche Vermengung von politischer Gemeinde und Kirchgemeinde, 

am ehesten noch in Obwalden. In jeder folgenden Verfassung und in Verfas-

sungsrevisionen bis hin zur Gründung der Kantonalkirchen wurde um die Be-

deutung von „Kirchgemeinde“ gerungen, bis zuletzt die Einwohnergemeinde 

übrigblieb, losgelöst von den Gemeinden der Landeskirchen. Dieses Ringen sei 

nur angedeutet: 1876: „§ 98. Jede politische Gemeinde hat eine Kirchgemeinde, 

die aus allen Stimmfähigen, welche das 18. Altersjahr erfüllt haben, besteht.“ In 

der Verfassung 1898 hatte § 86 in der Fassung von 1970 den Wortlaut: Als Ge-

meinden gelten: a. die politische Gemeinde, b. die Einheitsgemeinde, c. die selb-

ständige Kirchgemeinde." 1992 wurde bei der Definition der Kantonalkirchen 

die Überschrift „Einheitsgemeinde“ wieder gestrichen. 2010 waren die kirchli-

chen Körperschaften und die Allmeinden vollständig aus dem politischen Ge-

meindeverband gelöst. Die Gemeinde besteht jetzt ausschliesslich in der Ein-

wohnergemeinde. - Abschliessend folgen noch einige Bemerkungen zum Ar-

menwesen vor 1876: 1812 hat der Stand Schwyz verordnet, die Gemeinde, hier 

eindeutig die Kirchgemeinde, habe eine den Umständen angemessene Armen-

anstalt einzurichten. Damit einher gingen ein Bettelverbot und ein Verbot, 

fremde Bettler zu beherbergen.30 Von Hartherzigkeit zeugt die Heimatlosen-

verordnung vom 14, Februar 1821.31 Weil das Problem ungelöst blieb, kam es 

                                            
Fremden, Tolerierten oder Heimatlosen wurden 1806, 1811, 1813, 1819, 1821 und 1849 
erlassen. Armengesetze stammen aus den Jahren 1808, 1812, 1851 und 1945. Das Ge-
meindeorganisationsgesetz ist von 1969.  
30 Armenverordnung vom 21. Oktober 1812. In: Kothungs Gesetzesammlung 1803-1832. 
Sammlung der Verfassungen, Gesetze, Verordnungen und Beschlüsse des Kantons 
Schwyz von 1803-1832. Einsiedeln 1860. S. 101 ff. (StaSZ 1.02 / A 147.03) 
31 Kothungs Gesetzessammlung, ebd. S. 128-132. Als Beispiel: „In Betrachtung, dass die 
meisten dieser Heimatlosen schon seit sehr vielen Jahren durch Nachsicht der Regierung 
und durch zu übertriebene Gutherzigkeit der Einwohner ihren Aufenthalt beinahe fort-
dauernd im Kanton gehabt haben; […] In Betrachtung, dass eine bedeutende Menge 
Heimatloser durch die bischöflichen Herrn Commissariis und Pfarrherren in unserm 
Kanton kopuliert wurden, ohne dass die weltlichen Regierungen sich anmassen durften, 
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zur umfassenden Heimatlosenverordnung vom 15. Januar 183932, die unter an-

derem zu einer systematischen Verteilung auf die Gemeinden führte, ohne dass 

die Betroffenen den Stand der Heimatlosigkeit verloren. Die Gründung des 

Bundesstaates führte im Kanton Schwyz 1851 dann zu einer umfangreichen Ar-

menverordnung. § 8 wies der Gemeinde, hier Kirchgemeinde als politische Ge-

meinde, die Unterstützungspflicht zu, aber erst, nachdem die Verwandtschafts-

hilfe vollumfänglich ausgeschöpft war.33 In diesen Kontext gehört natürlich 

auch die Verordnung über das Auswandererwesen vom 27. November 1854.34 

In deutlichem Gegensatz zu Obigem verströmt sie einiges Wohlwollen den be-

troffenen Menschen gegenüber. Es verging noch einige Zeit, bis die Armenge-

setzgebung und die Sozialfürsorge etwas freundlicher wirkten.   

 

Kanton Obwalden  

Die Verfassungs- und Bürgerrechtssituation im Kanton Obwalden des 19. Jahr-

hunderts ist recht ausführlich beschrieben. Niklaus von Flüe hat dem Thema 

u.a. zwei ausführliche Publikationen gewidmet.35 Die Kantonsverfassung des 

eidgenössischen Standes Unterwalden ob dem Wald vom 28. April 1816 enthält 

einen bedeutsamen Satz: „54. Das vor dem Jahr 1798 bestandene Landrecht ist 

wieder hergestellt.“ Was das konkret bis 1848 hiess, beschrieb von Flüe: a) Nur 

Gemeindebürger durften an der Gemeindeversammlung teilnehmen. Das wa-

ren die alten, vollberechtigten Landleute, Kirchgenossen genannt. Sie und die 

Gruppe b) Bürger anderer Obwaldner Gemeinden, sogenannte Beisassen, wa-

ren landsgemeindeberechtigt. Die Bürger anderer Kantone und Ausländer, so-

genannte Hintersassen (Gruppe c) und die Heimatlosen (Gruppe d) waren im 

                                            
darüber Schranken zu setzen, und daher viele Familien zum Nachteil des Ganzen er-
zeugt worden; [ … so soll diese Menschenklasse auf sämtliche Bezirke eingeteilt wer-
den.] Um diese im ganzen lästige Menschenklasse möglichst zu verringern“, soll man 
diese Leute zum Militärdienst überreden oder nach Fehltritten [dazu] verurteilen.  
(S. 129f.). 
32 In: Gesetze Kanton Schwyz, StaSZ 1.02 / A 148.05, S. 680-691. Von 1841 stammt übri-
gens ein umfassendes „Verzeichnis der im Kanton Schwyz geduldeten Heimatlosen“ 
(ebd. S. 697ff.) 
33 Amtliche Sammlung der Gesetze und Verordnungen des Kantons Schwyz, Schwyz 
1871. StaSZ 10.4 / A 690.03. S. 45ff.  
34 Ebd. S. 296ff. 
35 Von Flüe, Niklaus: Restaurationszeit in Obwalden, In: Obwaldner Geschichtsblätter 
22, Sarnen 1998, und ebd. Obwalden 1848- 1888. In: Obwaldner Geschichtsblätter 25, 
Sarnen 2004.  
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Normalfalll von beidem ausgeschlossen.36 Alle Gemeindegeschäfte wurden 

also von der Ortsbürgerschaft besorgt. Dass unter diesen Bedingungen die Bun-

desverfassung von 1848 für einige Aufregung und viele Korrekturen sorgte, ist 

klar. Eine erste Folge war die Staatsverfassung des Kantons Unterwalden ob 

dem Wald vom 28. April 1850. Sie beschreibt zunächst die Grundforderung der 

Rechtsgleichheit: „§ 4. Es gibt im Kanton keine Vorrechte des Ortes, der Geburt, 

der Familien oder Personen, sondern alle Bürger sind vor dem Gesetz gleich 

und haben unter den im § 35 aufgestellten Bedingungen gleiche staatsbürgerli-

che Rechte.“ Konkret wird formuliert: „§ 5. Der Landmann kann sich im Kan-

tone in jeder Gemeinde niederlassen und […] § 6. Jeder Landmann und jeder 

dem Kantone angehörige Tolerierte oder Hintersäss übt das politische Bürger-

recht aus und ist den öffentlichen Landeslasten unterworfen da wo er sesshaft 

ist.“37 Neu gab es jetzt zwei Gemeindearten: a) die neue Einwohnergemeinde, 

die neben den ansässigen Bürgern auch die Bei- und Hintersässen umfasste  

§ 77) und b) die Kirchgenossengemeinde, der nur die alten Gemeindebürger 

angehörten, Mitglieder der Teilsamen oder Korporationen (§ 80). Was das So-

zialwesen anbelangt, so war die Einwohnergemeinde verantwortlich für das 

Vormundschaftswesen solcher Gemeindebewohner, die nirgends im Kanton 

ein Gemeinderecht besassen (§ 86, b), im übrigen galt laut § 88, a das alte Bür-

gerprinzip, das auch im Armengesetz von 1851 formuliert ist: „Art. 1: Jeder Ge-

meinde [Kirchgenossengemeinde] liegt der Unterhalt  ihrer armen Kirchgenos-

sen ob, mögen sie in der Gemeinde wohnen oder nicht.“38 Zwei Themen be-

schäftigten Obwalden in dieser Zeit, die Auseinandersetzung mit Nidwalden 

                                            
36 Von Flüe 2004, S. 26.  
37 Ein hier anschliessendes Detail der Kantonsverfassung mag die barock anmutende 
Sprache vorführen:  „Anlangend die Beitragspflicht der in einer andern als in ihrer Hei-
matgemeinde sich Aufhaltenden an öffentliche Lasten an die Aufenthaltsgemeinde, so 
ergibt sich dieselbe teils aus den in den Artikeln bezüglich der Gemeindebehörden ent-
haltenen Bestimmungen, teils aus den besondern Ortsverhältnissen; nähere Regulierung 
wenn nötig durch das Gesetz vorbehalten. – Was ausnahmsweise die Armenunterstüt-
zungspflicht der in einer andern als der Heimatgemeinde angesessenen Landleute und 
solcher, die nirgend ein Gemeinderecht im Lande haben, anbetrifft, wird das Gesetz 
wenn nötig ein billiges Verhältnis statuieren; immerhin aber sind jene, die ein ursprüng-
liches hierseitiges Gemeinderecht besitzen, vorzugsweise der Heimatgemeinde, die an-
dern vorzugsweise dem Lande verpflichtet.“ Das Sprachmonstrum ist nicht nur der 
Komplexität der Materie geschuldet.  
38 Gesetz und Verordnung über das Armenwesen, Armengesetz vom 26. Oktober 1851. 
In: Sammlung der Gesetze und Verordnungen des Kantons Obwalden. Luzern 1853, 
Sammlung Gesetze OW 1, S. 252.  
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und die Heimatlosenfrage. Letztere hatte sich seit der Restaurationszeit überall 

zugespitzt, obwohl man sie mit Konkordaten in Griff zu bekommen versucht 

hatte. Als die Eidgenossenschaft am 3. Dezember 1850 das Bundesgesetz zur 

Einbürgerung der Heimatlosen erliess, reagierte Obwalden mit der Verord-

nung über Einbürgerung der Landsassen und Tolerierten vom 11. September 

185239 und nach bundesrätlicher Rüge mit dem zusätzlichen Art. 3, den sie dem 

Bundesgesetz entnahm: „Die Einbürgerung in eine Gemeinde hat die Wirkung, 

dass der Eingebürgerte mit Bezug auf die politischen und bürgerlichen Rechte, 

die Gemeinde-, Kirchen- und Schulgenössigkeit und den Genuss der Unterstüt-

zung bei Verarmung gleichgestellt ist.“ Detailfragen führten zum Streit mit 

Nidwalden. Der Anschluss von Engelberg an Obwalden 1816 hatte die Bezie-

hung zwischen den Halbkantonen für lange Zeit belastet. Im alten Landrecht 

waren Nidwaldner Landleute auch solche von Obwalden und umgekehrt. Seit-

her aber hatte man zwischen alten und neuen Landleuten unterschieden und 

es ging um die Frage, welche Rechte solche niedergelassene Landleute in der 

neuen Wohngemeinde hatten. Sogar 1899 war es noch nötig, die Sache zu re-

geln: „Die alten Landleute des Kantons Unterwalden nid dem Wald werden 

auch, wie bis anhin, als Bürger des Kantons Unterwalden ob dem Wald betrach-

tet. Das Stimm- und Wahlrecht in Angelegenheiten des Kantons und der Ein-

wohnergemeinde steht ihnen nach Massgabe der Verfassung dann zu, wenn sie 

in Obwalden ihren festen Wohnsitz haben.“40 Kehren wir zu den Verfassungen 

zurück. Gegenüber 1850 hat sich in der Verfassung des Kantons Unterwalden 

ob dem Wald vom 27. Oktober 1867 nicht allzu viel verändert. Eidgenössische 

Verträge und die Ausländer spielten eine zunehmende Rolle (Art. 5). Stimm- 

und wahlberechtigt waren Kantonsbürger und niedergelassene Schweizerbür-

ger (Art. 32f.). Die Kirchgenossengemeinde hiess jetzt Bürgergemeinde. Das 

Kirchliche blieb organisatorisch noch sehr mit der Gemeinde verknotet. So war 

der Einwohnergemeinderat für die Kirchenverwaltung zuständig, allerdings 

unter Beizug des Pfarramtes, und der Bürgergemeinderat war verantwortlich 

für die Kapellenverwaltung und, auch unter Beizug des Pfarramtes, für das Ar-

menwesen. Das erste eigentliche Bürgerrechtsgesetz von 1942 formuliert neben 

einigen Detailfragen fast ausschliesslich Bekanntes. Neues finden wir hingegen 

in der Verfassung des Kantons Unterwalden ob dem Wald vom 19. Mai 1968.  

 

                                            
39 Sammlung Gesetze OW 1, S. 134 ff.  
40 Kantonsratsbeschluss über die alten Landleute von Nidwalden vom 20. Hornung 
1899. OGS 1899, 4.  
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Die Artikel sind schlanker formuliert, es wird auf Bundesrecht verwiesen (Nie-

derlassung) oder auf die kantonale Gesetzgebung (Bürgerrecht, Sozialwesen). 

Teilweise neu waren die Gemeindearten (Art. 90):  1. die Einwohner- und Be-

zirksgemeinden; 2. die Bürgergemeinden; 3. die Kirchgemeinden. Die Einwoh-

nergemeinde umfasste wörtlich alle Einwohner. Diese Gemeinde hatte alles zu 

regeln, was nicht ausdrücklich in andere Kompetenz fiel. Innerhalb dieser Ge-

meinden durften sich für abgegrenzte Bereiche sogenannte Bezirksgemeinden 

bilden, die mit schwyzerischen Bezirken gar nichts zu tun hatten. Die Bürger-

gemeinde bestand aus allen in der Gemeinde Heimatberechtigten ohne Rück-

sicht auf den Wohnsitz. Davon zu unterscheiden war die Bürgergemeindever-

sammlung, der die auswärts wohnenden Gemeindebürger nicht angehörten 

(Art. 96 und 97). In ihre Befugnis gehörte die Aufnahme ins Gemeindebürger-

recht. Das Kirchliche war jetzt vom Politischen getrennt und wurde durch die 

separate Kirchgemeinde geregelt. Das Gesetz über den Erwerb und den Verlust 

des Kantons- und Gemeindebürgerrechts (Bürgerrechtsgesetz) vom 17.05.1992 

(Stand 01.01.2013)41 stützt sich fast vollständig auf die Bundesgesetzgebung. In 

Art. 3, 1 wird ein uralter Ausschluss-Grundsatz nochmals formuliert: „Die Ein-

bürgerung nach diesem Gesetz verleiht alle Rechte und Pflichten eines Kan-

tons- und Gemeindebürgers, jedoch kein Bürger- und Nutzungsrecht der Kor-

porationen oder Teilsamen und Alpgenossenschaften, wenn dies nicht nach 

dem Recht der betreffenden Korporation oder Teilsame der Fall ist.“  

Zum Abschluss sei noch das aktuelle Sozialhilfegesetz vom 23.10.1983 (Stand 

08.04.2017) erwähnt. Alte Gesetze wurden aufgehoben und Zuständigkeiten 

geregelt. Der Einwohnergemeinderat ist die Sozialbehörde der Gemeinde. Er 

kann Aufgaben auch delegieren und ist gehalten, mit Beratungs- und Sozial-

diensten zusammenzuarbeiten. Zuständig ist die Einwohnergemeinde des Un-

terstützungswohnsitzes. Auch Obwalden könnte jetzt ohne Ortsbürgerge-

meinde auskommen, aber es gibt sie noch.  

 

 

 

 

 

                                            
41 Die in gedruckter Form vorliegende Gesetzessammlung des Kantons Obwalden von 
1853 bis heute ist im Internet unter http://gdb.ow.ch (Reiter Chronologische Sammlung 
OGS) einsehbar.  

http://gdb.ow.ch/
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Kanton Nidwalden 

Leider steht für Nidwalden keine Zusammenfassung der Bürgerrechtssituation 
zur Verfügung. Die Gesetzgebung beginnt mit dem Armengesetz vom 14. Ja-
nuar 1811.42 Folgende Paragraphen seien zitiert: „§ 1: Es hat eine jede Pfarrge-
meinde besonders für ihre Bettler und steuerbedürftige Arme zu sorgen […].  
§ 3: Recht und Pflicht zur Armenkasse haben: a. alle Ürtner in der Gemeinde  
b. alle auswärtigen Ürtner mit Recht der Wiederkehr c. alle diejenigen, die in 
einer Gemeinde sitzen und wegen Vernachlässigung oder andern Ursachen 
halber keine Ansprache auf das Ürtrecht einer andern Gemeinde machen kön-
nen.“ [Andere Weggezogene haben ausdrücklich kein Recht. Laut § 6 hat jede 
Pfarrgemeinde ihre besondere Armenverwaltung.] Wir erfahren hier, dass – 
wie in andern Kantonen – die Armengesetzgebung mit dem Bürgerrecht zu tun 
hatte. Ürtner für Ürtner, organisiert durch die Pfarrgemeinde, das war die De-
vise. Ürtner waren die vollberechtigten alten Bürger, Korporationsbürger. Über 
Nicht-Bürger erfahren wir erstaunlicherweise nichts, auch nichts Negatives. 
Die Kantonsverfassung vom 12 August 181643 sagt kaum etwas über die Bürger, 
aber wir lernen die „Landeseinteilung“ kennen: „Der Canton Unterwalden nid 
dem Wald besteht aus sechs Pfarreien, und diese bilden dreizehn Irtenen.“ Als 
Nidwaldner war man also einerseits Pfarreiangehöriger und andernteils in et-
was feinerer Gliederung Ürtner (Korporationsbürger oder einfach Bürger). 
Diese Landeseinteilung galt auch in der neuen Verfassung des Kantons Unter-
walden nid dem Wald vom 1. April 1850. Allerdings waren es laut § 27 jetzt elf 
Bezirke, nicht mehr Ürtenen, in welche die sechs Pfarreien aufgeteilt waren. 
Das ermöglichte den Einbezug der niedergelassenen Schweizer: Alle Kantons-
bürger und alle rechtlich hier niedergelassen Schweizerbürger waren nämlich 
jetzt vor dem Gesetz gleich und politisch wahlfähig (§ 6, 7 und 16). Interessant 
ist aber § 22. „Alle Kantonsbürger und alle gesetzlich hier niedergelassene 
Schweizer, sowie alle Korporationen haben an die Staats- und Gemeindslasten 
die gesetzlichen Beiträge möglichst gleichmäßig nach ihrem Vermögen zu ent-
richten.“ Dieser Paragraph deutet darauf hin, dass das Korporationsgut ausge-
schieden war oder wurde und die Ürtenen sich ausserhalb des Gemeindever-
bandes organisierten. Sämtliche Stimmfähigen, Bürger und Niedergelassene, 
traten zu Kirchgemeinden und zu Bezirksgemeinden zusammen (§ 65). Für die 
Armenverwaltung war die Kirchgemeinde zuständig (§ 68), hingegen besorgte 

                                            
42 Die Armengesetze stammen aus den Jahren 1811, 1882, 1912. 
43 StaNW OBG 612:3. Neue Kantonsverfassungen wurden in den Jahren 1816, 1850, 1877, 
1913 und 1965 angenommen.  
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der Gemeinderat der Bezirksgemeinde „die waisenamtliche Verwaltung frem-
der Frauen und Witwen“ (§ 73). Wiederum einige Neuerungen brachte die Ver-
fassung des Kantons Unterwalden nid dem Wald vom 2. April 1877. Auffällig 
ist die neue, flexible Handhabung verschiedener Gemeindearten: Laut Art. 68 
konnten sämtliche stimmfähigen Angehörigen der Gemeinden des Kantons, 
nicht nur die Bürger, je nach dem Zweck des Zusammentritts die Kirchge-
meinde, die Bezirksgemeinde, die Schulgemeinde und die Armengemeinde bil-
den. Die Schulgemeinde entsprach einfach einem neuen Bedürfnis, die Loslö-
sung der Armengemeinde aus der Kirchgemeinde deutet auf die seit längerem 
zunehmende Bedeutung des Sozialwesens hin. Dazu sagt Art. 27 konkret: „ Für 
die Armen sorgen die bisher laut § 3 des Armengesetzes von 1811 und laut 
landrätlicher Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz über Heimatlosig-
keit vom 3. Dezember 1850 hiezu verpflichteten Armengemeinden durch Ar-
menverwaltungen unter Aufsicht des Staates.“ Das zitierte Bundesgesetz hatte 
auch dem Kanton Nidwalden Beine gemacht. Das spürt man noch deutlich im 
Armengesetz von 1882.44 Dort wird in § 2 umständlich, wie schon 1811, erklärt, 
wer Anrecht auf Armenunterstützung hattte:  
a. alle Korporationsbürger (Ürtner) in der Gemeinde;   
b. alle Korporationsbürger ausserhalb der Gemeinde mit Korporationsberech-
tigung;   
c. alle Kantonsbürger, die in einer Gemeinde des Kantons wohnen, und wegen 
Vernachlässigung oder andern Ursachen keinen Anspruch auf das Ürterecht 
dieser oder einer andern Gemeinde machen können;  
d. die 1811 ausdrücklich ausgeschlossenen, die das Armenrecht durch Bundes-
beschluss vom 3. Dezember 1850 erhalten haben 
e. Frauen, die durch § 53 BGB in den Besitz des Armenrechtes gekommen sind.  
Man hat den Eindruck, die alten Ürtner würden noch nach Jahrzehnten doku-
mentieren wollen, was man ihnen Schritt für Schritt weggenommen hatte. Der 
gravierendste Schritt, die Einbürgerung der Heimatlosen, ist in § 13 noch zu-
sätzlich formuliert: „Die Erteilung des Armenrechts an Heimatlose im Sinne 
des Bundesgesetzes betr. Heimatlosigkeit vom 3. Dezember 1850 geschieht 
nach den Bestimmungen der kantonalen Vollzugsverordnung vom 4. Oktober 
1854.“ Für unsere Fragestellung hat sich mit dem nachfolgenden Bürgerrechts-
gesetz von 191245 nicht allzu viel verändert. Der Wohnort habe unterstützungs-
bedürftige Kantonsangehörigen im Notfall Hilfe zu gewähren, aber sich umge-
hend an die Heimatgemeinde zu wenden. So verlangte 1882 § 7. Die § 46 und 
48 des neuen Gesetzes konkretisierten diese Bestimmungen und dehnten sie 

                                            
44 StaNW, Amtsblatt 1882.  
45 Armengesetz für den Kanton Unterwalden nid dem Wald vom 28. April 1912. Amts-
blatt des Kantons Nidwalden, 1912, S. 259-278.  
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auf die Eidgenossenschaft aus. Mit jeder Generation wurde die Binnenwande-
rung intensiver und die Bedeutung des Wohnortes wichtiger. Das Bürger-
rechtsgesetz von 196046 brachte nur einige Retuschen an. Es gab immer noch 
die Armengemeinde, parallel zur Bezirksgemeinde, die ihrerseits einfach der 
Gemeinde von anderswo entsprach und nichts mit der Bezirksgemeinde im 
Kanton Schwyz zu tun hatte. In diesem Gesetz wurde ausdrücklich gesagt, dass 
es das Korporationsbürgerrecht der alten Landleute nicht berühre (Art. 33).  
 
Eine eindeutige Vereinfachung und Klärung brachte die aktuelle Verfassung 
des Kantons Unterwalden nid dem Wald vom 10. Oktober 1965. Sie spricht ein-
fach vom Aktivbürgerrecht, das jeder in einer Gemeinde niedergelassene 
Schweizerbürger hat (Art. 8). Die Gemeinde ist die politische Gemeinde (vorher 
Bezirk), die Schulgemeinde und die Kirchgemeinde sind noch erwähnt (Art. 86 
und 88), die Armengemeinde existierte noch auf Zusehen hin, bis die Armen-
fürsorge neu gesetzlich geregelt war. Auch das Gesetz über Organisation und 
Verwaltung der Gemeinden (Gemeindegesetz, GemG) vom 28. April 1974 
schreibt die politische Gemeinde fest. Es ist die Einwohnergemeinde ohne pa-
rallele Bürgergemeinde. Das letzte Relikt vorausgehender Organisation fand 
ihr Ende im Sozialhilfegesetz (SHG) vom 22. Oktober 2014. Laut Art. 7 ist die 
Sozialhilfe nun grundsätzlich eine Aufgabe der Politischen Gemeinden und die 
Durchführung der Sozialhilfe obliegt jener politischen Gemeinde, in der die hil-
fesuchende Person den Unterstützungswohnsitz hat. 
  

Kanton Luzern 

Die kantonalen Verfassungen geben für unsere Fragestellung wenig her. Sehr 

ergiebig ist dagegen die Luzerner historische Studie von Max Huber: „Das Ge-

füge der Gemeinden“.47 Er erwähnt das Organisationsgesetz vom 3. Juli 1831, 

in dem erstmals Einwohnergemeinde, Ortsbürgergemeinde und Korporations-

gemeinde ausdrücklich unterschieden seien. Das Ortsbürgerprinzip werde zu-

gunsten des Wohnortprinzips von Anfang an in gewisse Schranken verwiesen 

und verliere immer mehr an Bedeutung. Tatsächlich gibt es seit 2008 im Kanton 

Luzern keine Bürgergemeinden mehr. Auf diesem Hintergrund sollen die wei-

teren Informationen gelesen werden.  

                                            
46 Gesetz über Erwerb und Verlust des Kantonsbürgerrechts und der Gemeindebürger-
rechte vom 24. April 1960. Amtsblatt 1960, StaNW K 1:108:1, S. 493. 
47 Max Huber, Das Gefüge der Gemeinden. Ein verwaltungsgeschichtlicher Beitrag zum 
Gemeindewesen im Kanton Luzern. In: Jahrbuch der Historischen Gesellschaft Luzern, 
17, 1999. Hubers Focus liegt nicht auf dem Bürgerrecht, sondern auf der Gemeinde. 



 30 

 

Folgende vier Gesetze bilden die Basis:48 das Bürgerrechtsgesetz 1832, das Ar-

mengesetz und das Bürgerrechtsgesetz 1922 sowie das Bürgerrechtsgesetz 

1994. Paragraph 1 des Bürgerrechtsgesetzes 1832 lautet: „Der oder diejenigen 

besitzen ein Ortsbürgerrecht im Kanton Luzern, welche in das Armen- und Po-

lizei- oder Gemeindegut irgendeiner Gemeinde desselben eingekauft oder An-

teilhaber an demselben sind, ohne jedoch nötig zu haben, zugleich auch Anteil-

haber an dem allfälligen Korporationsgut einer solchen Gemeinde sein zu müs-

sen.“ Aus diesem Paragraphen wird zweierlei ersichtlich:  Das Korporationsgut 

wurde separat behandelt und blieb normalerweise der Armennutzung entzo-

gen. Das Bürgerrecht diente dazu, das Problem der Armut zu lösen.49 Nach Max 

Huber geschah nun folgendes: Arme und weniger Begüterte konnten sich den 

Einkauf ins Armen- und Gemeindegut kaum leisten. Vermögensnachweis und 

hohe Einkaufsgebühren verhinderten die nötigen Einbürgerungen. Zudem 

nahmen die Wanderbewegungen ständig zu, so dass immer weniger Leute ih-

ren Wohnsitz im Bürgerort hatten. Die Einwohnergemeinde mit ihren Bedürf-

nissen verhinderte immer häufiger, dass die Bürgergemeinde, auf den Sozial-

bereich eingeschränkt, ihre Aufgaben bewältigen konnte. Armut blieb ein 

Thema. Der Versuch, das strukturelle Problem zu lösen, indem man die Orts-

bürgergemeinde abschaffte, misslang. Ende 1922 wurde ein neues Armenge-

setz verabschiedet. Darin ist mehrmals die Rede von der „Ortbürgergemeinde 

des Wohnorts“ und der „Ortsbürgergemeinde des Heimatorts“. § 4 besagt: 

„Die Ortsbürgergemeinde des Wohnortes unterstützt: a. die Ortsbürger, die in 

der Gemeinde selbst wohnen; b. die in der Gemeinde wohnenden Bürger ande-

rer Gemeinden des Kantons, sofern sie mindestens zwei Jahre niedergelassen 

sind.“ § 7: „Der Ortsbürgergemeinde des Heimatortes liegt ferner die Unter-

stützung jener Gemeindebürger ob, für welche die Unterstützungspflicht nach 

den Bestimmungen dieses Gesetzes weder beim Staate noch bei einer andern 

                                            
48 Bürgerrechtsgesetz vom 13. Juni 1832 (StALU J.a 7 S. 222 ff.); Armengesetz vom 29. 
Dezember 1922 (Stalu J.a 20:10 S. 442 ff.); Bürgerrechtsgesetz vom 29. Dezember 1922 
(StALU J.a 20:10, s. 487 ff.); Bürgerrechtsgesetz vom 21. November 1994 (Stand 1. Juli 
2014) (Systematische Rechtssammlung Kanton Luzern. srl.lu.ch/frontend/versi-
ons/972/download_pdf_file). 
49 In seinem Aufsatz „Das Luzerner Armenwesen in der frühen Neuzeit“ weist Stefan 
Jäggi nach, dass bereits bei der Reorganisation des Fürsorgewesens um 1590 durch Ren-
ward Cysat das Heimatprinzip strikt durchgesetzt worden sei. https://staatsar-
chiv.lu.ch/-/media/Staatsarchiv/Dokumente/ (Abruf: 20. Mai 2017). 

https://staatsarchiv.lu.ch/-/media/Staatsarchiv/Dokumente/
https://staatsarchiv.lu.ch/-/media/Staatsarchiv/Dokumente/
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Gemeinde ruht.“ Demnach war weiterhin nicht die Einwohnergemeinde, son-

dern die Bürgergemeinde des betreffenden Ortes für das Armenwesen zustän-

dig. Die Armenversorgung ging vom Wohnsitz aus. Für die eigenen Bürger 

und für die seit zwei Jahren niedergelassenen Kantonsbürger wurde die Unter-

stützung auch bezahlt, für alle andern dagegen wurde die Rechnung an den 

Heimatort geschickt. Das Wohnortprinzip war leicht verstärkt worden und be-

kam mit dem gleichzeitig erlassenen Bürgerrechtsgesetz 1922, in Kraft seit dem 

1. Januar 1924, noch etwas mehr Gewicht. Der bedeutsame § 2 lautet: „Nach 

zwanzigjährigem ununterbrochenem Wohnsitz in einer Gemeinde werden ein 

Kantonsbürger, seine Ehefrau und seine minderjährigen Kinder, sowie seine in 

der Gemeinde wohnhaften volljährigen Kinder unentgeltlich Bürger der Wohn-

gemeinde.“ Diese automatische gesetzliche Einbürgerung wurde, soweit ich 

sehe, in keinem andern Innerschweizer Kanton praktiziert. Im Kanton Luzern 

aber fand zunächst ein riesiger Schub an Umbürgerungen statt, und die an-

schliessenden 70 Jahre erinnern ein wenig an ein Bürgerortskarussell. Erst im 

Bürgerrechtsgesetz 1994 ist der alte § 2. sang- und klanglos verschwunden. In-

zwischen war die Armenfürsorge Schritt für Schritt an die Einwohnergemeinde 

übergegangen und seit 2008 fehlt der Begriff Bürgergemeinde auch im aktuel-

len Bürgerrechtsgesetz 1994. Dort steht heute: „Gemeinden sind Einwohnerge-

meinden.“ 

Kanton Zug 

Für die Situation im Kanton Zug gibt es phasenweise eine grosse Fülle von Ma-

terial im Staatsarchiv. Ein Glücksfall ist der Aufsatz von Alfons Iten (ebd.) „In 

der Zeit der Helvetik wurden in den zugerischen Gemeinden alle Einwohner, 

ausgenommen fremde Staatsangehörige, als helvetische Bürger betrachtet“50, 

weitgehend im Sinne der helvetischen Verfassung. Mit der Mediation bekam 

Zug am 19. Februar 1803 erstmals eine Verfassung51, die dem Kanton wie über-

all eine Rückkehr zu alten Verhältnissen erlaubte. In Zug waren offenbar die 

Gemeinden viel autonomer als anderswo; sie allein bestimmten, wer dort Bür-

ger war. Das zeigt sich auch noch in der Verfassung vom 5. September 1814.  

„§ 2: Kantonsbürger sind alle jene, a. die vor 1798 mit oder ohne vollen Anteil 

am Gemeindegut Bürger einer Gemeinde waren b. ihre rechtmässigen Ab-

kömmlinge und c. die, welche seither das Kantonsbürgerrecht auf gesetzlichem 

                                            
50 Iten ebd. S. 41.  
51 Insgesamt kennt Zug fünf Verfassungen, jene vom 19. Februar 1803, vom 5. Septem-
ber 1814, vom 8. Januar 1848, vom 22. Dezember 1873 und vom 31. Januar 1894. 
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Wege erworben haben. § 3. Die Erteilung des Gemeindebürgerrechts kommt 

ausschliesslich der betreffenden Gemeinde zu; wem aber ein Gemeindebürger-

recht erteilt wird, der ist gehalten, und zwar unter Verlust des erworbenen Ge-

meindebürgerrechtes, innert Jahresfrist das Kantonsbürgerrecht auf gesetzli-

chem Wege zu erreichen.“ Diese Bestimmungen und weitere sind darum so 

ausführlich, weil kurz zuvor ein erstes Bürgerrechtsgesetz erlassen worden 

war. Iten glaubt, dass hiermit erstmals - sehr spät und anders als zum Beispiel 

in Uri - ein zugerisches Kantonsbürgerrecht entstanden sei.52 Jedenfalls wurde 

dadurch die Gemeindeautonomie wieder deutlich eingeschränkt. Auf Verfas-

sungsebene änderte sich laut Iten bis 1848 kaum etwas. Änderungen geschahen 

durch eidgenössische Tagsatzungs- und kantonale Kantonsratsbeschlüsse. Ein 

wichtiges Thema war offensichtlich eine gute Generation lang die Behandlung 

der Heimatlosen. Ein untauglicher Lösungsversuch war die Wegweisung: 1810 

hatte der Stadt- und Amtsrat verfügt, alle, die keine Heimatzugehörigkeit nach-

weisen konnten, sollten fortgejagt werden, falls sie nicht bereit waren, vier Jahre 

lang für den Kanton Zug freiwillig in französische Dienste zu treten.53 Ab 1817 

kam es bezüglich Heimatlosenfrage zu mehreren Kantonsratsbeschlüssen. Ein 

Lösungsversuch dieser Jahre waren überkantonale Konkordate, die dadurch 

möglich waren, dass die Tagsatzung 1819 einen Beschluss erliess, der die Kan-

tone für die Erteilung des Bürgerrechts als zuständig erklärte.54 Das Problem 

war noch nicht gelöst, und so kam es 1832, 1840 und 1841 zu Kantonsratsbe-

schlüssen, die eine Zuteilung der Heimatlosen an die Gemeinden verlangten. 

1832 war es offensichtlich nicht eine Zwangseinbürgerung, sondern erst eine 

Zwangszuteilung zur Duldung in der Gemeinde. Erst im Bundesstaat kam es 

aufgrund des Bundesgesetzes über die Heimatlosen 1850 zu einer erneuten auf 

der Volkszählung basierenden definitiven Zuteilung der Heimatlosen, was im 

Gesetz vom 1. Oktober 1852 normiert wurde.55 Damit haben wir 1848 bereits 

überschritten:  Die Staatsverfassung vom 8. Januar 1848 forderte die Kantone 

heraus. Zug erliess bereits am 17. Januar eine neue Kantonsverfassung. Am 

Bürgerrecht selber änderte sich wenig. Normalerweise sollte die Bürgerpflicht 

am Heimatort ausgeübt werden, aber es konnte dennoch am Niederlassungsort 

                                            
52 Iten, ebd. S. 47. 
53 Iten, ebd. S. 47. 
54 Iten, ebd. S. 52. 
55 Iten, ebd. S. 56ff. In einer Fussnote nennt er dort die betroffenen Geschlechter: Ast, 
Meyer, Ragot, Jäggi, Girard, Staigentritt, Truttmann, Berglas, Stäger, Lehmann, Gassin-
ger, Eicher, Wildpret, Barth, Müller, Kaltbach, Winkler, Wayse, Hertach, Bühlmann und 
Weingärtner.  
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geschehen. In allen Gemeinden musste jetzt das Korporationsgut und dessen 

Verwaltung ausgeschieden werden. Das erste zugerische Gemeindegesetz vom 

8.Mai 1851 besagte, dass die politische Gemeinde die Bürger und die Niederge-

lassenen umfasste, unterschied aber nicht zwischen Bürgergemeinde und Ein-

wohnergemeinde, sondern sprach nur von Gemeindeversammlungen mit und 

ohne Ausschluss der Niedergelassenen. Die politische Gemeinde war zur Er-

teilung des Ortsbürgerrechtes befugt. Diese Befugnis wurde aber nach wenigen 

Monaten zurückgenommen: es waren wieder nur die Ortsbürger befugt.56 Zu 

unserer Frage geben die Bürgerrechtsgesetze von 1842 und 185157 wenig zu-

sätzliche Information. Die Verfassung vom 22. Dezember 1873 wurde abgelöst 

durch jene vom 31. Januar 1894, die mit mehreren Revisionen bis heute gültig 

ist. Darin steht aktuell: „§ 70. Die Einwohnergemeinde umfasst alle in der Ge-

meinde wohnhaften Personen. § 71. Zur Bürgergemeinde gehören alle in dieser 

Gemeinde Heimatberechtigten.“ Zug kennt also bis heute keine Einheitsge-

meinden. Aber in den letzten hundert Jahren ging es gelegentlich darum fest-

zulegen, wer die Armenlasten zu tragen hatte. Im Gesetz über das Armenwesen 

vom 28. November 1918 steht: Die Bürgergemeinden sind verpflichtet, die ver-

armten Gemeindeangehörigen zu unterstützen. Vorbehalten ist u. a. die Mit-

wirkung durch die Wohnsitzgemeinde nach dem Grundsatz der Territorialität. 

Auf den 1. Januar 1940 trat nach ausgiebiger Diskussion58 ein Gesetz in Kraft, 

das den letzten Punkt genauer bestimmte: Das öffentliche Armenwesen ist Sa-

che der Gemeinden, unter der Oberaufsicht des Kantons. Die Pflicht, die Armen 

zu unterstützen, obliegt a. der Bürgergemeinde für Gemeindeangehörige b. der 

Einwohnergemeinde für Niedergelassene und Aufenthalter.  

Dank 

Ein grosser Dank gehört den Innerschweizer Staatsarchiven. Überall wurde mir 

freundliche Hilfe zuteil. Ich danke in Altdorf Rolf Gisler-Jauch, in Schwyz Ralf 

Jakober, in Sarnen Mario Seger und Alex Baumgartner, in Stans Irène Sidler, in 

Luzern Jürg Schmutz, stellvertretend für alle andern am Empfang, in Zug Re-

gina Gehrig und Karmela Wigger. 

  

                                            
56 Iten, ebd. S. 60ff. 
57 Gesetz über die Erteilung des Kantonsbürgerrechtes vom 9. Mai 1842 und Gesetz über 
die Erteilung des Kantonsbürgerrechtes vom 22. September 1851. 
58 Staatsarchiv Zug, Beilagen zum Kantonsratsprotokoll Nr. 121-240, 241-360 und Nr. 
361-480.  
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Klemens Furrer, Geschichte und Dokumentation über 

die Furrer von Flühli im Kanton Luzern, 1600-2010.  

Letzten Herbst, 2016, hat Klemens Furrer, Ballwil, seine Familienchronik abge-

schlossen und drucken lassen. Er hat darin alle Furrer, die irgendwie zu seinem 

Vaterstamm gehören, verzeichnet, untersucht und beschrieben. Wer in einer 

seiner Ahnenlinien Furrer hat, bei denen Verdacht auf Herkunft hinteres Ent-

lebuch besteht, wird in der Arbeit von Klemens Furrer wohl fündig werden. 

Das ist - jenseits der Forscherfreude und des Forscherstolzes - ein grosser Wert 

solcher Arbeiten. Unser Vereinsmitglied hat seine Furrer von Flühli in ein dich-

tes Netz von Information verpackt. Wir erfahren von der Geschichte der Um-

gebung, von Stammhöfen, von Wanderung und Auswanderung. Wir lesen Di-

agramme, Tafeln und Statistiken über Heiratsalter und Lebenserwartung. Vor 

allem aber lernen wir die Menschen kennen, gegliedert nach Stämmen, und un-

ter ihnen stechen einige Probanden dann etwas hervor. Klemens Furrer hat sich 

seinerzeit entschieden, zwei Dateien anzulegen. Einerseits hat er in einer 

Exceltabelle sämtliche vorkommenden Furrer nach möglichst vielen Gesichts-

punkten erfasst. Anderseits hat er mit einem Genealogieprogramm all diejeni-

gen davon verknüpft, die er einem der Stämme der Grossfamilie zuordnen 

konnte. Die Exceltabelle entspricht gewissermassen dem Personenstandsregis-

ter, das Genealogieprogramm verknüpft die Personen wie das Familienregis-

ter. Bei dieser Zweigleisigkeit kann es vorkommen, dass einzelne Personenda-

ten in beiden Dateien unterschiedlich aktualisiert sind. Wir danken Klemens 

Furrer herzlich für diese Arbeit. Er hat den Mut gehabt, sie abzuschlieseen und 

andern zugänglich zu machen, auf die Gefahr hin, dass irgendeiner ihm Lücken 

oder Fehler vorwirft. Wir fürchten uns ja vor solcher Kritik, obwohl Lücken 

programmiert und vereinzelte Fehler unvermeidlich sind. Klemens Furrer hat 

sehr sorgsam gearbeitet.  

Friedrich Schmid 

Veranstaltungen 2017/2018 
28. Okt. 2017   Referat von Alois Hartmann-Strebel, Rothenburg: Aus dem Le- 
                          ben eines Luzerner Dorfes im 20. Jahrhundert  
25. Nov. 2017  Referat  von Jan Alexis  Glanzmann, Escholzmatt: Reise in eine 
                          bessere Heimat – Auswanderung aus dem Entlebuch im 19. Jahr 
                          hundert  
24. Febr. 2018  Referat von Friedrich Schmid, Einsiedeln: EL Paso, Texas 1918: 
                          Entlebucherin unschuldig im Gefängnis  
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Referate  

Ehrenfeste Bauern oder gutmütige Tröpfe – Die Ruswiler Er-
klärung und ihre Folgen. 18. Februar 2017. Referat von Werner 
Wandeler, Ruswil 

Die Ruswiler Erklärung, ein katholisch-konservatives Manifest im Hinblick auf 
die Luzerner Verfassungsrevision 1841 hatte tiefgreifende Folgen für den Kan-
ton und die Eidgenossenschaft. Der Referent zeigte auf, wie die Ruswiler Ver-
sammlung nicht zuletzt dank ihrer Erhöhung zu einem weihevollen Akt ihre 
Wirkung entfaltete, und er charakterisierte die Unterzeichner dieses ersten ka-
tholisch-konservativen Parteiprogramms. 

«Mission Sitting Bull» - Zentralschweizer Geistliche bei den 
Sioux-Indianern. 25. März 2017. Referat von Manuel Menrath, 
Luzern 
 
Wer wusste schon, dass Sioux-Indianer von Zentralschweizer Mönchen missi-
oniert wurden, bevor der Referent sein Buch publiziert hatte? Was damals im 
Zeichen unbedingten Glaubens und Gottvertrauens ein grossartiges Werk war, 
wird heute leicht als geistiger Genozid gesehen. Der Referent versuchte die Ir-
ritation, die angesichts gegenwärtiger Geschichtsentrüstung aufkommen 
wollte, durch Einblick in die damalige Zeit in Grenzen zu halten. 

Fehler im Bürgerbuch von Oberägeri...  22. April 2017. Referat 
von Bruno J. Nussbaumer, Thailand 
 
Nussbaumer plädiert dafür, die Innerschweizer Bürgerbücher unbedingt zu 
überprüfen, bevor man sie einfach übernimmt. Er hat sich zu Oberägeri einen 
grossen Datenkorpus erarbeitet, der auf seiner Website einsehbar ist: http://ae-
gerifamilien1400-1650.com/. Dort dürfen wir so richtig in Informationen baden 
und haben die Quellenfrage ständig vor Augen.  
 

 

 

 

http://www.genealogie-zentral.ch/index.php/angebote/vergangene-veranstaltungen/2222-ehrenfeste-bauern-oder-gutm%C3%BCtige-tr%C3%B6pfe-%E2%80%93-die-ruswiler-erkl%C3%A4rung-und-ihre-folgen
http://www.genealogie-zentral.ch/index.php/angebote/vergangene-veranstaltungen/2222-ehrenfeste-bauern-oder-gutm%C3%BCtige-tr%C3%B6pfe-%E2%80%93-die-ruswiler-erkl%C3%A4rung-und-ihre-folgen
http://www.genealogie-zentral.ch/index.php/angebote/vergangene-veranstaltungen/2220-%C2%ABmission-sitting-bull%C2%BB-zentralschweizer-geistliche-bei-den-sioux-indianern
http://www.genealogie-zentral.ch/index.php/angebote/vergangene-veranstaltungen/2220-%C2%ABmission-sitting-bull%C2%BB-zentralschweizer-geistliche-bei-den-sioux-indianern
http://aegerifamilien1400-1650.com/
http://aegerifamilien1400-1650.com/
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